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Genehmigungsverfahren nach Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

Genehmigungsbescheid Nr. 30.090.00/23/1.6.2V/T13  

 

Antrag der Firma Green Wind Energy GmbH, Alt-Moabit 60a in 10555 Berlin vom 

14.11.2023, eingegangen am 15.11.2023, auf Erteilung einer Genehmigung nach § 

4 i. V. m. § 19 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zur Errichtung und zum 

Betrieb von einer Windkraftanlage (WKA) in 15848 Beeskow. 

 

Anlage: - Vordrucke (Hinweis VI.60)  * Luftfahrt 

- Gebührenermittlung der unteren Bauaufsichtsbehörde des Landkreises 

Oder-Spree 

- Antragsunterlagen (werden separat versendet) 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

auf den zuvor genannten Antrag ergeht nach der Durchführung des immissions-

schutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens folgende 

 
I. Entscheidung 

 

1. Der Firma Green Wind Energy GmbH (im Folgenden: Antragstellerin), Alt-

Moabit 60a in 10555 Berlin wird die 
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II. Angaben zum beantragten Vorhaben 

 

Die Genehmigung umfasst die Errichtung und den Betrieb von einer WKA - WKA 08 mit folgenden Parametern: 

 

Anlagentyp Enercon E-160 EP5 E3 R1 mit TES 

Rotordurchmesser 160 m 

Nabenhöhe  166,6 m 

Gesamthöhe  246,6 m 

Betriebsweise 
Tag- und Nachtbetrieb 

leistungsoptimiert, Betriebsmode 0s 

elektrische Nennleistung 5.560 kW 

Schallleistungspegel LW  gemäß Dreifachvermes-

sung 
106,6 dB(A)  

Standardabweichung √(σR
2 + σP

2) 

Unsicherheit der Typvermessung σR 

Unsicherheit durch Serienstreuung σP 

0,6 dB(A) 

0,5 dB(A)  

0,3 dB(A) 

maximal zulässiger Emissionspegel Le,max  

Le,max = Lw + 1,28 * √𝜎𝑅
2 + 𝜎𝑃

2 
107,3 dB(A) 

 

 
III. Antragsunterlagen 

 

Der Genehmigung liegen folgende Antragsunterlagen zugrunde: 

Antragsunterlagen paginiert durch die Genehmigungsverfahrensstelle. Die Antragsunterlagen sind Grundlage 

der Genehmigung. 

 

 
IV. Inhalts- und Nebenbestimmungen 

 

1. Allgemein 

 

1.1. Die WKA ist entsprechend den geprüften und mit Prüfvermerk versehenen Antragsunterlagen zu er-

richten und zu betreiben, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist. 
 

1.2. Der Genehmigungsbescheid oder eine Kopie des Bescheids einschließlich des Antrags mit den zuge-

hörigen Unterlagen sind an der Betriebsstätte oder in der zugehörigen Verwaltung jederzeit bereitzu-

halten und den Überwachungsbehörden auf Verlangen vorzulegen. 
 

1.3. Diese Genehmigung erlischt, wenn die Anlage nicht innerhalb von 3 Jahren nach Zustellung dieses 

Bescheides in Betrieb genommen wurden ist. 
 

1.4. Der Bauherr hat den Zeitpunkt des Baubeginns spätestens zwei Wochen vorher folgenden Behörden 

schriftlich mitzuteilen: 
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- dem Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 2 (LfU, T 2), 

- dem Landesamt für Umwelt, Abteilung Naturschutz und Brandenburger Naturlandschaften, 

Referat N 1 - Naturschutz in Planungs- und Genehmigungsverfahren (LfU, N 1) - per Mail an: 

n1@lfu.brandenburg.de, 

- der unteren Bauaufsichtsbehörde des Landkreis Oder-Spree (uBAB LK LOS), 

- dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

(BAIUDBw) in 53123 Bonn (per E-Mail baiudbwtoeb@bundeswehr.org unter Angabe des Ak-

tenzeichens VII-0014-24-BIA), 

- dem Landesbetrieb Straßenwesen Dienststätte Eberswalde und der Straßenmeisterei 

Beeskow. 
 

1.5. Die Inbetriebnahme der durch diesen Bescheid genehmigten Anlage ist 14 Tage vorher dem LfU, T23 

und N1 (E-Mail: n1@lfu.brandenburg.de) und dem BAIUDBw (per E-Mail baiudbwtoeb@bundes-

wehr.org) schriftlich anzuzeigen. 
 

1.6. Im Rahmen einer erstmaligen Begehung und Revision (Abnahmeprüfung), die durch das LfU, T 23 

unter Mitwirkung der am Genehmigungsverfahren beteiligten Behörden erfolgt, ist nachzuweisen, 

dass die Anlage entsprechend den genehmigten Unterlagen und den Bestimmungen dieses Geneh-

migungsbescheides errichtet wurden. Der Zeitpunkt der Abnahmeprüfung wird nach erfolgter Anzeige 

für die Inbetriebnahme gemäß NB IV. 1.5 dieses Bescheides durch das LfU, T 23 festgelegt 
 

1.7. Das LfU, T23 ist über Betriebsstörungen, die insbesondere die Nachbarschaft gesundheitlich gefähr-

den und/oder erheblich belästigen können oder zu Schäden an der Umwelt führen können, unaufge-

fordert und unverzüglich schriftlich oder mündlich zu informieren. Gleichzeitig sind unverzüglich erfor-

derliche Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen oder sonstigen Gefahren für die Um-

welt oder die Nachbarschaft zu ergreifen. 
 

1.8. Der Zeitpunkt einer beabsichtigten Betriebseinstellung der WKA ist gemäß § 15 Abs. 3 BImSchG dem 

LfU, T23 rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor Betriebseinstellung, schriftlich anzuzeigen. 
 

1.9. Jeder Bauherren- und/oder Betreiberwechsel ist umgehend dem Landesamt für Umwelt, Referat T23 

mit Angabe des Zeitpunktes des Betreiberwechsels, der neuen Betreiberanschrift einschließlich der 

zugehörigen Kontaktdaten mitzuteilen. Hierzu kann auch der Vordruck zur „Anzeige über den Wechsel 

der Bauherrschaft“ gemäß Anlage 11.1 der Brandenburgischen Bauvorlagenverordnung (BbgBau-

VorlV) genutzt werden. 

 

2. Immissionsschutz 

 

2.1 Die beabsichtigte Aufnahme des Nachtbetriebes ist dem LfU, T23 anzuzeigen. 
 

2.2 Die von der genehmigten WKA verursachte Schattenschlagzeit darf an keinem Immissionsort zu einer 

Überschreitung der Immissionsrichtwerte der WEA - Schattenwurfleitlinie des Landes Brandenburg 

führen. Es gilt eine astronomisch maximal zulässige Beschattungsdauer von 30 Stunden pro Jahr und 

mailto:baiudbwtoeb@bundeswehr.org
mailto:n1@lfu.brandenburg.de
mailto:baiudbwtoeb@bundeswehr.org
mailto:baiudbwtoeb@bundeswehr.org
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30 Minuten pro Tag bzw. eine meteorologisch maximal zulässige Beschattungsdauer von 8 Stunden 

pro Jahr und 30 Minuten pro Tag. 
 

2.3 Die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der WEA – Schattenwurfleitlinie muss entsprechend der An-

tragsunterlagen durch ein Schattenwurfmodul gewährleistet werden. Das Schattenwurfmodul ist ent-

sprechend der antragsgegenständlichen Schattenwurfprognose so zu konfigurieren, dass es beim Be-

trieb der mit diesem Bescheid genehmigten WKA unter Berücksichtigung der Vorbelastung an den 

Immissionsorten J01 bis J09 zu keiner Überschreitung der maximal zulässigen Beschattungsdauer 

nach NB IV. 2.2 kommen kann. 
 

2.4 Bei der Programmierung des Schattenwurfmoduls sind die tatsächlichen Abmessungen und Höhen 

aller betroffenen Gebäude, sowie die Abmessungen von an den Gebäuden beginnenden Terrassen 

oder Balkonen zu berücksichtigen.  
 

2.5 Die genehmigte WKA darf erst dann in Betrieb genommen werden, wenn das Schattenwurfmodul 

ordnungsgemäß installiert und entsprechend NB IV. 2.2 konfiguriert wurde. 
 

2.6 Mit der Inbetriebnahmeanzeige der WKA ist dem LfU, T 23, das Konfigurationsprotokoll über die ord-

nungsgemäße Programmierung des Schattenwurfmoduls nach NB IV. 2.2 vorzulegen. 
 

2.7 Die meteorologischen Parameter und die Abschaltzeiten der WKA durch das Schattenwurfmodul müs-

sen dokumentiert und fortlaufend für mindestens ein Jahr rückwirkend aufbewahrt werden. Dieser 

Aufzeichnungen sind auf Verlangen dem LfU, T23, vorzulegen. 
 

2.8 Die Windkraftanlage ist antragsgemäß mit dem Enercon-Eiserkennungssystem auszurüsten. 
 

2.9 An den Zufahrtswegen der WKA sind zudem während der Frostperiode im Abstand von etwa  

300 m Warnschilder aufzustellen um vor dem Restrisiko durch Eisfall zu warnen. 
 

2.10 Lärmintensive Bautätigkeiten zur Bodenverbesserung (z. B. Baugrundverdichtung und Rüttelstopfver-

fahren) sind nur im Tageszeitraum von 6 bis 22 Uhr durchzuführen. 
 

3. Baurecht 

 

3.1 Vor Baubeginn muss der Anlagenmittelpunkt abgesteckt und die Höhenlage festgelegt sein. Die Ein-

haltung der festgelegten Grundfläche ist der Bauaufsichtsbehörde des LK LOS binnen zwei Wochen 

nach Baubeginn durch Vorlage einer Einmessungsbescheinigung eines Vermessungsingenieurs oder 

durch das Kataster- und Vermessungsamt nachzuweisen. (Hinweis VI.17). 
 

3.2 Der Prüfbericht zur Standsicherheit (Prüf.Nr. 24-082.1 vom 26.09.2024) ausgestellt von Dr. Ing. Stefan 

Bergman ist zu beachten. 
 

3.3 Der Zeitpunkt der beabsichtigten Aufnahme der Nutzung der baulichen Anlagen ist der Bauaufsichts-

behörde vom Bauherrn zwei Wochen vorher schriftlich mitzuteilen. Mit der Anzeige der Nutzungsauf-

nahme hat der Bauherr: 
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- die Bescheinigung der Prüfingenieurin/ des Prüfingenieurs für Standsicherheit über die ordnungs-

gemäße Bauausführung hinsichtlich der Standsicherheit 

- die Bescheinigung der Prüfingenieurin/ des Prüfingenieurs für Brandschutz über die ordnungsge-

mäße Bauausführung hinsichtlich des Brandschutzes vorzulegen. 

 

3.4 Während der gesamten Standzeit sind die in den Abschnitten 15 und 17 der Technischen Regel 

„Windenergieanlagen; Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“ vom 

März 2015 genannten wiederkehrende Prüfungen durchzuführen. 
 

3.5 Der Bauherr hat die WKA, einschließlich der Fundamente unverzüglich nach Erlöschen der Genehmi-

gung zu beseitigen und den ordnungsgemäßen Zustand des Grundstückes wiederherzustellen. 
 

4. Brandschutz 

 

4.1 Das geprüfte Brandschutzkonzept (Prüfbericht zum Brandschutz Prüf-Nummer 487/03228/21 – Nr. 01 

vom 16.07.2021 und Nr. 02 vom 08.10.2021 von Dipl. –Ing. Matthias Oeckel) ist umzusetzen. Nach-

träge zum Brandschutzkonzept/Änderungen sind dem Prüfingenieur für Brandschutz zur Prüfung vor-

zulegen. Die Bauausführung darf nur entsprechend den geprüften Nachweisen erfolgen. 
 

4.2 Für zu errichtende WKA ist die Verfügbarkeit von mindestens 75 m³ Löschwasser (bzw. 48 m³ bei der 

Installation von Brunnen) im Abstand von maximal 1000 m von der jeweiligen Anlage (siehe Brand-

schutzkonzept) und außerhalb des „Trümmerschattens“ der Anlage nachzuweisen. Die vollständige 

Funktionsfähigkeit der Löschwasserentnahmestellen auf dem Flurstück 109 in der Gemarkung Radin-

kendorf, Flur 2 ist spätestens mit der Inbetriebnahme der WKA herzustellen. 
 

4.3 Die Löschwasserentnahmestelle muss für die gesamte Nutzungsdauer zu errichtender Anlagen in vol-

lem Umfang nutzbar sein.  
 

5. Arbeitsschutz 

 

5.1 Die Aufzugsanlagen sind vor Inbetriebnahme sowie wiederkehrend durch eine zugelassene Überwa-

chungsstelle zu prüfen. 

 

5.2 Die Druckanlagen (Hydraulikspeicheranlagen: (PS x V) > 1000) sind vor Inbetriebnahme sowie wie-

derkehrend durch eine zugelassene Überwachungsstelle zu prüfen. 

 

6. Gewässerschutz 

 

6.1 Die Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind mit einer Rückhalteeinrichtung aus-

zurüsten.  
 

6.2 Im Aufstellungsraum sind ausreichend Bindemittel zur Aufnahme ausgetretener wassergefährdender 

Flüssigkeiten vorzuhalten. Ölhaltige Bindemittel sind ordnungsgemäß zu entsorgen.  
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6.3 Die Anlagen müssen so beschaffen sein und betrieben werden, dass wassergefährdende Stoffe nicht 

austreten können. Sie müssen dicht, standsicher und gegen die zu erwartenden mechanischen, ther-

mischen und chemischen Einflüsse hinreichend widerstandsfähig sein. (Hinweis VI. 25) 

 

7. Abfallrecht und Bodenschutz 
 

7.1 Gefährliche Abfälle sind gemäß § 3 der Sonderabfallentsorgungsverordnung (SabfEV) der Sonderab-

fallgesellschaft Brandenburg / Berlin mbH (SBB) anzudienen. (Hinweis VI. 27) 
 

7.2 Nach Stilllegung der Anlage ist der Standort nach geltendem Recht vollständig zurückzubauen. Die 

anfallenden Abfälle sind einer geordneten Entsorgung zuzuführen. Für die anfallenden Abfälle, welche 

beim Rückbau der Windkraftanlagen erwartet werden, sind der unteren Abfallwirtschafts- und Boden-

schutzbehörde spätestens 4 Wochen vor Abbruchbeginn die Entsorgungswege schriftlich oder elekt-

ronisch per E-Mail anzuzeigen. Hierfür kann folgendes Formblatt verwendet werden: https://www.land-

kreis-oder-spree.de/media/custom/2426_74_1.PDF  
 

7.3 Der Abbruchbeginn ist der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde 2 Wochen vorher 

schriftlich oder elektronisch per E-Mail anzuzeigen. Die ordnungsgemäße Entsorgung der angefalle-

nen Abfälle ist der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde durch Vorlage von Entsor-

gungsnachweisen (Lieferscheine, Begleitscheine, Rechnungen o.ä.) schriftlich oder elektronisch per 

E-Mail auf Verlangen zu belegen.  
 

7.4 Die Baumaßnahmen sind unter der Voraussetzung einer bodenkundlichen Baubegleitung durchzufüh-

ren. Diese muss von einer Person mit nachgewiesener fachlicher Kompetenz im Bereich Bodenwis-

senschaften begleitet werden. Die beauftragte Person muss die notwendige Sach- und Fachkunde 

besitzen, die vor Baubeginn durch entsprechende Nachweise dokumentiert wird. Sofern die Fach-

kunde gegeben ist, kann die bodenkundliche Baubegleitung auch in Kombination mit der naturschutz-

fachlichen Baubegleitung als Umweltfachliche Baubegleitung erfolgen. Spätestens 4 Wochen vor Bau-

beginn ist der zuständigen Behörde ein Konzept zur bodenkundlichen Baubegleitung vorzulegen, dass 

insbesondere eine flächensparende Vorgehensweise sowie Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen 

Bodenveränderungen und zur Rekultivierung beanspruchter Flächen umfasst. Nach Abschluss der 

Baumaßnahmen ist von der bodenkundlichen Baubegleitung ein Bericht zu erstellen und der Planfest-

stellungsbehörde zu übergeben. 
 

7.5 Zum Schutz des Bodens vor schädlichen Veränderungen und Stoffeinträgen sind Wartungen, Betan-

kungen und das Reinigen von Baustellenfahrzeugen ausschließlich auf dafür geeigneten, gesicherten 

Flächen zulässig. Die Durchführung ist zu dokumentieren und auf Verlangen nachzuweisen. 
 

7.6 Der Einbau bestimmter MEB oder deren Gemische ab einem vorgesehenen Einbaugesamtvolumen 

von mindestens 250 Kubikmetern (m³) sowie der Einbau bestimmter MEB in Wasserschutzgebieten 

oder Heilquellenschutzgebieten sind der zuständigen Behörde spätestens vier Wochen vor Beginn 

des Einbaus schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. (Hinweis VI. 29)  
 

7.7 Bodenmaterial, welches bei der Errichtung der neuen WKA anfällt ist für die Rekultivierung der bean-

spruchten Flächen der sieben zurückgebauten WKA zu verwenden. 

https://www.landkreis-oder-spree.de/media/custom/2426_74_1.PDF
https://www.landkreis-oder-spree.de/media/custom/2426_74_1.PDF
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7.8 Der Rückbau hat mit einer bodenkundlichen Baubegleitung zu erfolgen. Die mit der bodenkundlichen 

Baubegleitung beauftragte Person muss über die notwendige Sach- und Fachkunde verfügen und 

diese nachweisen. Spätentens 4 Wochen vor dem geplanten Rückbau ist der zuständigen Behörde 

ein Konzept zur Vorgehensweise beim geplanten Rückbau und die geplanten Entsorgungswege vor-

zulegen. Während des Rückbaus muss der zuständigen Behörde regelmäßig Bericht erstattet werden. 

(Hinweis VI. 30) 
 

8. Denkmalschutz 

 

Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale wie z.B. Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holz-

pfähle oder Holzbohlen, Tonscherben, Metallsachen, Münzen, Knochen u. a. entdeckt werden, sind 

diese unverzüglich dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Lan-

desmuseum, Dezernat  Bodendenkmalpflege, Wünsdorfer Platz 4-5 in 15806 Zossen, Herr Martin 

Petzel (Tel.-Nr. 033702 71822), und dem Landkreis Oder-Spree, unteren Denkmalschutzbehörde, 

Breitscheidstr. 4 in 15848 Beeskow (Tel.-Nr. 03366 351631) anzuzeigen. (Hinweis VI. 33 und 34) 
 

9. Luftfahrt 

 

9.1 Die Windkraftanlage des Anlagentyps ENERCON E160EP5E3R1-5.56MW darf am beantragten 

Standort (N 52° 12' 42.2" zu E 14° 15' 01.3" geografische Koordinatenangaben im Bezugssystem 

WGS 84) eine Höhe von 246,60 m über Grund und max. 297,20 m über NN nicht überschreiten. Die 

Einhaltung der Standortkoordinaten und Höhen ist schriftlich nachzuweisen (siehe dazu NB 9.2). 
 

9.2 Der Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg (LuBB) ist aus Sicherheitsgründen rechtzeitig, mindestens 

6 Wochen vorher, der Baubeginn der Luftfahrthindernisse mit Übermittlung der auf beigefügtem Da-

tenblatt benannten Daten sowie einer Kopie der Typenprüfung für die hier errichteten Anlagen anzu-

zeigen. Das Einmessprotokoll als Nachweis der Einhaltung der Standortkoordinaten und -höhen ist 

i.V.m. den auf dem Datenblatt aufgezeigten Anlagen spätestens 4 Wochen nach Errichtung unaufge-

fordert zur endgültigen Veröffentlichung und Vergabe der Veröffentlichungs-Nr. im Luftfahrthandbuch 

zu übergeben. 
 

Mit Baubeginnanzeige ist ein Ansprechpartner mit Anschrift und Tel.-Nr., ggf. E-Mail-Adresse zu be-

nennen, der einen Ausfall der Kennzeichnung meldet bzw. für die Instandsetzung (ggf. Betriebsfüh-

rung vor Ort) zuständig ist. 
 

Änderungen bzgl. der Antragstellerin/Bauherrn/Betreibers (Name, Adresse, Telefon-Nr., E-Mail-Ad-

resse, Ansprechpartner) oder bei dem Instandsetzungspartner für die Kennzeichnungsmaßnahmen 

sind der LuBB bis zum Rückbau unverzüglich mitzuteilen. 
 

9.3 Bei Einstellung des Betriebes zur Stromerzeugung ist die Aufrechterhaltung der erforderlichen Kenn-

zeichnung bis zum Rückbau sicherzustellen. Der Rückbau ist 2 Wochen vor Beginn der LuBB schrift-

lich anzuzeigen. 
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9.4 Der Rückbau von Bestandsanlagen (Repowering) ist der LuBB schriftlich unter Angabe der Genehmi-

gungs-Nr. mindestens 2 Wochen vor Beginn der Arbeiten zur Abstimmung weiterer Verfahrensschritte 

bzgl. der Abschaltung der vorhandenen Kennzeichnungen anzuzeigen. 
 

9.5 An der WKA ist eine Tages- und Nachtkennzeichnung gem. der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 

zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV LFH) anzubringen. 
 

9.5.1 Tageskennzeichnung 

Die Rotorblätter der Windkraftanlage ist weiß oder grau und im äußeren Bereich durch 3 Farbfelder 

von je 6 m Länge zu kennzeichnen [a) außen beginnend 6 m orange - 6 m weiß - 6 m orange; b) außen 

beginnend 6 m rot - 6 m weiß oder grau - 6 m rot)], wobei die Farbtöne verkehrsweiß (RAL 9016), 

grauweiß (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder 

verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden sind. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist 

zulässig.  

In der Mitte des Maschinenhauses ist im Farbton orange bzw. rot ein mindestens 2 Meter hoher Strei-

fen rückwärtig umlaufend durchgängig anzubringen. Der Farbstreifen am Maschinenhaus darf durch 

grafische Elemente bzw. konstruktionsbedingt unterbrochen werden. Grafische Elemente dürfen max. 

ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite einnehmen.  

Ein 3 m hoher Farbring in orange oder rot beginnend in 40  5 m über Grund ist am Turm anzubringen. 

Die Markierung kann aus technischen Gründen oder abhängig von örtlichen Besonderheiten (z. B. 

aufgrund der Höhe des umgebenen Bewuchses - Wald -) versetzt angeordnet werden.  

Die Abweichung ist vor Ausführung anzuzeigen und zu begründen. 
 

9.5.2 Nachtkennzeichnung 

Die Nachtkennzeichnung ist als Feuer W, rot auf dem Maschinenhausdach in Höhe von ca. 179 m 

auszuführen und zu betreiben. Die Abstrahlung darf unter Einhaltung der technischen Spezifikationen 

in der AVV LFH, Anhang 3 nach unten begrenzt werden. 
 

9.5.2.1 Für den Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung gem. NB IV. 9.7.1 sind Infrarotfeuer, 

zusätzlich zu den Feuer W, auf dem Maschinenhausdach (NB IV. 9.5.2) anzubringen und dauerhaft 

aktiviert zu betreiben. 
 

9.5.2.2 Die Feuer sind so zu installieren, dass immer (auch bei Stillstand des Rotors sowie bei mit einer Blink-

frequenz synchronen Drehzahl) mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Sie sind doppelt 

und versetzt auf dem Maschinenhausdach - ggf. auf Aufständerungen - zu installieren und gleichzeitig 

(synchron blinkend) zu betreiben. 
 

9.5.2.3 Die Blinkfolgen der Feuer auf den Windkraftanlagen sind zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 

00.00.00 Sekunde gem. UTC +00.00.00 mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 50 ms 

zu starten. 
 

9.5.2.4 Es ist eine Befeuerungsebene auf halber Höhe zwischen Grund und Nachtkennzeichnung auf dem 

Maschinenhaus bei ca. 75,50 m anzubringen und zu betreiben. Dabei kann aufgrund technischen 

Gründe die Anordnung der Ebene am Turm um bis zu fünf Meter nach oben oder unten abweichen 

erfolgen. 
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Die Ebene besteht aus mindestens 4 Hindernisfeuern (bei Einbauhindernisfeuern aus mindestens 6 

Feuern). Diese sind gleichmäßig auf den Umfang des Turmes zu verteilen, um sicherzustellen, dass 

aus jeder Richtung mindestens 2 Hindernisfeuer sichtbar sind. Einer Abschirmung (Verdeckung) der 

Befeuerungsebenen am Turm durch stehende Rotorblätter ist durch Anzahl und Anordnung der Feuer 

entgegenzuwirken. 

Unterlagen zur konkreten Ausführung inkl. der konkreten Höhe der Befeuerungen und Anzahl der Hin-

dernisfeuer sind mit der Baubeginnanzeige zu übergeben. 
 

9.6 Die Eignung der eingebauten Feuer, entsprechend den Anforderungen der AVV LFH und den Vorga-

ben des ICAO-Anhang 14 Band 1 Kapitel 6, ist der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-

Brandenburg schriftlich nachzuweisen. 
 

9.7 Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung sind grundsätzlich durch Dämmerungsschalter, 

die bei einer Umfeldhelligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, zu regeln. Der Einsatz sowie der genaue 

Schaltwert ist der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg nachzuweisen. 
 

9.7.1 Ergänzend können die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung durch Einsatz eines 

Systems zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) - unter Vorbehalt der positiven Nach-

weisführung und entsprechender Freigabe der LuBB erfolgen. Dazu ist die geplante Installation vor 

Inbetriebnahme schriftlich durch Übergabe nachfolgend benannter Unterlagen gem. Nr. 5.4 i.V.m. An-

hang 6 der AVV LFH (Bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung - BNK - an Windkraftanlagen) anzuzei-

gen: 
 

- Nachweis der Baumusterprüfung der BNK gem. Anhang 6 Nr. 2 durch eine vom Bundesministe-

rium für Verkehr und digitale Infrastruktur benannte Stelle, 

- Nachweis über die standortbezogene Erfüllung der Anforderungen auf Basis der Prüfkriterien 

gem. Anhang 6 Nr. 2,  

- Nachweis des Qualitätsmanagementsystems nach ISO 9001 gem. Anhang 6 Nr. 2 letzter Absatz, 

- Kopie des Wartungskonzeptes mit Nennung der Termine der Prüfintervalle. 
 

9.8 Die reguläre Inbetriebnahme der Nachtkennzeichnung (über den Netzanschluss nach Errichtung) ist 

der LuBB schriftlich anzuzeigen. 
 

9.9 Bei Ausfall eines Feuers muss eine automatische Umschaltung auf ein Ersatzfeuer erfolgen. 
 

9.10 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED), deren Betriebsdauer zu erfas-

sen ist, kann auf ein Reserveleuchtmittel verzichtet werden. Die Leuchtmittel sind nach Erreichen des 

Punktes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit auszutauschen. 

Es ist durch geeignete technische Einrichtungen (Fernwartung) sicherzustellen, dass dem Betreiber 

Ausfälle eines Feuers unverzüglich angezeigt werden. Eine Anzeige an die NOTAM-Zentrale hat gem. 

NB. IV. 9.11 und 9.12 zu erfolgen. 

 

9.11 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz um-

schalten. Die Ersatzstromversorgung muss bei Ausfall der primären elektrischen Spannungsversor-
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gung eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewährleisten. Die Zeitdauer der Unterbre-

chung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschaltung auf Ersatzstromversorgung darf 2 Mi-

nuten nicht überschreiten. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der Betrieb der Feuer bis zur Wieder-

herstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. 

Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung (dauerhaft aktivierte Feuer einer BNK). 

Ein entsprechendes Ersatzstromversorgungskonzept ist der LuBB zu übergeben. 

 

9.12 Ausfälle und Störungen von Feuern W, rot oder Feuer W, rot ES, die nicht sofort behoben werden 

können, sind unverzüglich der NOTAM-Zentrale in Frankfurt/Main unter der Rufnummer 06103-

7075555 oder per E-Mail: notam.office@dfs.de bekanntzugeben. Der Betreiber hat den Ausfall der 

Kennzeichnung so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist die NOTAM-

Zentrale entsprechend zu informieren. 

Ist eine Behebung innerhalb von 2 Wochen nicht möglich, sind die NOTAM-Zentrale und die zustän-

dige Genehmigungsbörde sowie die LuBB zu informieren. Nach Ablauf der 2 Wochen hat eine erneute 

Information zu erfolgen. 
 

9.13 Sichtweitenmessgeräte dürfen installiert werden. 

Werden Sichtweitenmessgeräte zur sichtweitenabhängigen Reduzierung der Nennlichtstärke bei 

Feuer W, rot entsprechend Pkt. 3.5 der AVV LFH sowie dem Anhang 4 der AVV LFH installiert, ist der 

korrekte Betrieb durch Übergabe nachstehender Unterlagen an die LuBB nachzuweisen: 

- Kopie der Anerkennung des DWD des zum Einsatz kommenden Sichtweitenmessgerätes  

- Nachweis der Einhaltung der Abstände zwischen der Windkraftanlage mit Sichtweitenmessgerät 

und den Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerät (Abstand darf maximal 1500 m betragen). 

- Schriftliche Anzeige der Inbetriebnahme des Sichtweitenmessgerätes. 

Des Weiteren sind bei Ausfall des Messgerätes alle Feuer auf 100% Leistung zu schalten. 

Daten über die Funktion und die Messergebnisse der Sichtweitenmessgeräte sind fortlaufend aufzu-

zeichnen und mindestens 4 Wochen vorzuhalten sowie auf Verlangen bei Genehmigungs-/Auflagen-

aufsicht vorzulegen. 

Die Möglichkeit des Einsatzes (Aktivierung) eines Sichtweitenmessgerätes entfällt bei Umsetzung und 

Aktivierung einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK). 
 

9.14 Die Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hindernishöhe von 100 m über Grund zu aktivieren 

und mit Notstrom zu versorgen. Eine Darstellung der Versorgung und Inbetriebnahme der Kennzeich-

nungsmaßnahmen während der Bauphase inkl. Ersatzstromversorgung ist der Baubeginnanzeige an-

zufügen. Die Inbetriebnahme ist der LuBB schriftlich anzuzeigen. 
 

9.15 Havariefälle und andere Störungen an den Windkraftanlagen, die auf die vorhandenen Tages- und / 

oder Nachtkennzeichnungen Einfluss haben, sind der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-

Brandenburg unverzüglich schriftlich unter Angabe des Genehmigungsbescheides nach BImSchG, 

des Standortes und der Register-Nr. der LuBB 02611LF (ggf. per E-Mail oder FAX) anzuzeigen. 
 
 



Seite 12 von 47 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost  

Genehmigungsbescheid Nr. 30.090.00/23/1.6.2V/T13 

 

     

Landesamt für Umwelt 

Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

10. Straßenrecht 
 

Die Realisierung der Arbeiten sind bei dem Leiter der zuständigen Straßenmeisterei Beeskow, Herrn 

Paulus, Telefon: (0 33 42) 249 2161, mindestens eine Woche vorab schriftlich anzumelden. Das ent-

sprechende Anmeldeformular ist in der Straßenmeisterei erhältlich. Eine fehlende Anmeldung kann 

einen Baustopp zur Folge haben. 

 

11. Naturschutz und Landschaftspflege 

 

Bauzeitenregelung 

11.1 Die beantragten Gehölzbeseitigungen sowie die beantragten Schnittmaßnahmen an Gehölzen sind 

nur innerhalb des Zeitraumes vom 01.11. eines Jahres bis 28./29.02.  des Folgejahres zulässig, wenn 

diese vor der Fällung fachgutachterlich auf einen möglichen Besatz durch Fledermäuse kontrolliert 

wurden und dieser sicher ausgeschlossen wurde. Alle weiteren Baumaßnahmen sind ausschließlich 

im Zeitraum vom 01.09. eines Jahres bis 28.02. des Folgejahres zulässig. Baumaßnahmen, die vor 

Beginn der Brutzeit begonnen wurden, können, sofern sie ohne Unterbrechung fortgesetzt werden, 

beendet werden. Eine mögliche Unterbrechung der Baumaßnahme darf höchstens eine Woche betra-

gen. 

 

Zauneidechse 

11.2 Bauvorbereitende Maßnahmen und alle Baumaßnahmen sind außerhalb des Aktivitätszeitraums von 

Zauneidechsen, d.h. außerhalb des Zeitraums vom 01.04. bis 30.09. eines Jahres durchzuführen. 

Bauarbeiten innerhalb dieses Zeitraums sind zulässig, wenn entsprechend der Vermeidungsmaß-

nahme V5 (Verweis AFB) ein Reptilienschutzzaun vor Beginn der Aktivitätszeit (spätestens zum 31.03. 

eines Jahres) errichtet und bis zum Ende der Bauaktivitäten funktionsfähig erhalten wird. Der Zaun ist 

im Turnus von maximal sieben Tagen zu kontrollieren. Über die Kontrollen sind Protokolle anzuferti-

gen, in denen auch besondere Ereignisse z. B. Schäden und eingeleitete bzw. durchgeführte Maß-

nahmen erfasst werden. 
 

Senkung der Attraktivität von Habitaten im Mastfußbereich 

11.3 Mahd- oder Mulcharbeiten zur Pflege der Mastfußbereiche (entspricht der vom Rotor überstrichenen 

Fläche zuzüglich eines Puffers von 50 Metern) sowie der Kranstellfläche sind zu unterlassen bzw. 

außerhalb des Zeitraumes vom 01.03. bis 31.10. durchzuführen. Landwirtschaftlich genutzte Flächen 

im räumlichen Umgriff des vorgenannt definierten Mastfußbereichs sind davon ausgenommen. Für 

diese gilt keine Nutzungseinschränkung. 
 

Abschaltung bei landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsereignissen 

11.4 Die WKA ist im Falle der Grünlandmahd und Ernte von Feldfrüchten sowie des Pflügens zwischen 

dem 01.04. und 31.08. eines jeden Jahres auf Flächen, die sich in weniger als 250 m Entfernung zum 

Mastfußmittelpunkt befinden, abzuschalten. Die Flächenkulisse umfasst in der Gemarkung Radinken-

dorf, Flur 2, die Flurstücke 104, 105, 106, 107, 108, 109 (s. Maßnahmenblatt V1). 
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11.5 Die Abschaltung hat von Beginn des Bewirtschaftungsereignisses bis 24 Stunden nach Beendigung 

des Bewirtschaftungsereignisses jeweils von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang zu erfolgen. 
 

11.6 Endet die Vertragslaufzeit der Vereinbarung über landwirtschaftliche Meldepflichten und Abschaltma-

nagement vor Ablauf des Betriebszeitraumes der WKA ist das LfU, Referat N1 sofort und unaufgefor-

dert zu informieren (per Mail an: n1@lfu.brandenburg.de). 
 

11.7 Kann die Abschaltung der WKA nach NB IV. 11.4 z. B. aufgrund eines Unwirksamwerdens der Ver-

einbarung im Betriebszeitraum der WKA nicht gewährleistet werden, ist die WKA im Zeitraum vom 

01.04. bis 31.08. (Brutzeit) eines Jahres tagsüber (von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang) abzu-

schalten. Die Abschaltung während der Brutzeit kann erst aufgehoben werden, wenn dem LfU eine 

neue Vereinbarung vorgelegt und durch LfU, N1 bestätigt wurde. 
 

11.8 Das LfU, Referat N1 ist bei Problemen sofort und unaufgefordert zu informieren (per Mail an: 

n1@lfu.brandenburg.de). Es sind durch den Betreiber ebenfalls sofort und unaufgefordert geeignete 

Maßnahmen zu ergreifen, die die Abschaltung nach Nr. 4 gewährleisten. Der Betreiber hat eine regel-

mäßige und engmaschige Kontrolle durchzuführen, damit Probleme zeitnah bemerkt werden. 
 
Fledermäuse 

11.9 Die WKA ist im Zeitraum vom 01.04. bis 31.10. eines Jahres eine Stunde vor Sonnenuntergang bis 

Sonnenaufgang unter folgenden Voraussetzungen, die zusammen vorliegen müssen, abzuschalten: 

- bei Windgeschwindigkeiten in Gondelhöhe von ≤ 6 m / sec 

- bei einer Lufttemperatur von ≥ 10°C 

- bei einem Niederschlag von ≤ 0,2 mm / h 

 

11.10 Es ist ein Fledermaus-Abschaltmodul in die Anlagensteuerung einzubinden. Das LfU, Referat N1 ist 

bei einer Störung (Ausfall/Fehlfunktion) des Fledermaus-Abschaltmoduls sofort und unaufgefordert zu 

informieren (per Mail an: n1@lfu.brandenburg.de). Es sind durch den Betreiber ebenfalls sofort und 

unaufgefordert geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die zur Abstellung der Störung erforderlich sind. 

Bis die Funktionalität des Abschaltmoduls wiederhergestellt ist, ist eine manuelle Nacht-Abschaltung 

zu veranlassen. Die Funktionalität des Abschaltmoduls ist regelmäßig und engmaschig zu kontrollie-

ren, damit ein möglicher Ausfall zeitnah bemerkt wird. 

 

Flora / Biotope 

11.11 Nach § 30 BNatSchG geschützte Biotope dürfen vorhabenbedingt nicht beansprucht werden. 
 

Berichte und Anzeigen 

11.12 Folgende Berichte sind dem LfU, Referat N1 (per Mail an: n1@lfu.brandenburg.de) zur Prüfung vor-

zulegen: 
 

a. Sofern nach NB IV. 11.1 in die Brutzeit hineingebaut wird, ist dies zu dokumentieren und auf 

Verlangen sowie spätestens zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme vorzulegen. 

b. In Bezug auf Mastfußgestaltung gemäß NB IV. 11.3 gilt: Bis zum 31.12. des jeweiligen Kalender-

jahres ist jährlich mitzuteilen, ob und wenn ja wann Mahd- oder Mulcharbeiten zur Pflege der 

Mastfußbereiche stattgefunden haben. 
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c. Die Einhaltung der Abschaltzeiten während Bewirtschaftungsereignissen nach NB IV. 11.4 ist 

jährlich bis spätestens zum 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres mit Angabe der Bewirtschaf-

tungstermine und entsprechenden Auszügen aus den Laufzeitprotokollen nachzuweisen. Die Pro-

tokolle sind für den festgelegten Abschaltzeitraum der WKA unter Angabe der Parameter Datum, 

Uhrzeit, Rotordrehzahl, Leistung als vollständiges Laufzeitprotokoll (10-Minuten-Datensatz) im 

CSV-Format (*.csv) oder Excel-Format (*.xlsx) unter Bezugnahme auf die Registriernummer des 

Genehmigungsbescheides vorzulegen. 

d. Die Errichtung der Reptilienschutzzäune nach NB IV. 11.2 ist zu dokumentieren (u.a. kartografi-

sche Darstellung mit Ausweisung der abgesperrten Flächen, Fotos) und bis spätestens zum 

31.03. des Baujahres vorzulegen. Die Protokolle nach NB IV. 11.2 sind jederzeit auf Verlangen 

sowie spätestens zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme vorzulegen. 

e. Der Nachweis über die Einbindung des Fledermaus-Abschaltmoduls in die Anlagensteuerung 

(z.B. in Form einer Ausführungsbestätigung/ Fachunternehmererklärung) ist spätestens zwei Wo-

chen vor der Inbetriebnahme vorzulegen, wenn diese innerhalb des Fledermaus-Abschaltzeit-

raums (01.04. bis 31.10. eines Jahres) vorgenommen wird. Wenn die Inbetriebnahme außerhalb 

des Fledermaus-Abschaltzeitraums erfolgt, ist der Nachweis bis zum 15.03. des Jahres mit erst-

maligem Betrieb vorzulegen. 

f. Die Fledermausabschaltzeiten nach NB IV. 11.8 sind, ebenso wie die zugrundeliegenden Para-

meter, anlagenbezogen zu dokumentieren. Die Dokumentation ist je WKA (Standortbezeichnung 

entsprechend Zulassungsverfahren) bis 31. Dezember des jeweiligen Jahres unaufgefordert un-

ter Bezugnahme auf die Registriernummer des Genehmigungsbescheides vorzulegen. Die Pro-

tokolle sind für den festgelegten Abschaltzeitraum unter Angabe folgender Parameter als voll-

ständiges Laufzeitprotokoll (10-Minuten-Datensatz) im CSV-Format (*.csv) oder Excel-Format 

(*.xlsx) vorzulegen: 

- Datum, Uhrzeit, Windgeschwindigkeit, Rotordrehzahl, Leistung, Temperatur, ggf. Nieder-

schlag (sofern niederschlagabhängig abgeschaltet wird), 

- Alle Werte/Daten sind jeweils in getrennten Spalten darzustellen (auch Datum und Uhrzeit); 

erforderliche Formate: Datum TT:MM:JJJJ; Uhrzeit hh:mm:ss, beginnend mit 00:00:00 nach 

Mitteleuropäischer Sommerzeit (oder unter Angabe der Zeitverschiebung).  

Eine zusammenfassende Bewertung zur Einhaltung der Vorgaben des Genehmigungsbeschei-

des ist als Bericht beizufügen, in dem auch eventuell eingetretene Abweichungen erläutert und 

die Ursachen hierfür dargelegt werden. 

 
 
V. Begründung 

 

1. Verfahrensablauf 

 

Die Antragstellerin beabsichtigt, in 15848 Beeskow, Landkreis Oder-Spree eine nach dem Bundes-Immissi-

onsschutzgesetz (BImSchG) genehmigungsbedürftige Anlage zur Nutzung von Windenergie (Windkraftanla-

gen) zu errichten und zu betreiben. 
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Am 15.11.2023 ging der Genehmigungsantrag nach § 4 BImSchG bei der Genehmigungsverfahrensstelle Ost, 

Referat T 13, der Abteilung T 1 Technischer Umweltschutz 1 des Landesamtes für Umwelt, Seeburger Chaus-

see 2 in 14476 Potsdam ein. 

 

Folgende Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, wurden mit Schreiben vom 

12.12.2023 zur Abgabe einer fachlichen Stellungnahme aufgefordert: 

 

- das Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit, 

- die untere Bauaufsichtsbehörde des Landkreises Oder-Spree als Koordinierende Stelle für BImSchG-

Genehmigungsverfahren, 

- die Stadt Beeskow (Gemeinde), 

- die Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree, 

- die Gemeinsame Landesplanungsabteilung, Referat GL 5, 

- die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg, 

- das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 

- der Landesbetrieb Straßenwesen, Dienststätte Eberswalde, 

- der Landesbetrieb Forst Brandenburg, 

- das Landesamt für Umwelt 

  *  Referat T 23 (Technischer Umweltschutz/Überwachung Schwedt), 

  *  Referat N 1 (Naturschutz in Planungs- und Genehmigungsverfahren), 

 

Mit Schreiben vom 12.12.2023 wurde das Brandenburgische Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-

sches Landesmuseum über das Vorhaben informiert. 

 

Mit Schreiben bzw. E-Mail des LfU, T13 vom 05.02.2024, 14.02.2024, 26.02.2024, 14.03.2024, 28.02.2025, 

20.12.2024 und 28.02.2025, mit E-Mail des LfU, T23 vom 06.01.2025 und 27.01.2025, mit E-Mail des Land-

kreises Oder-Spree vom 27.09.2024 wurden Nachforderungen zu den Antragsunterlagen gestellt. Die Antrags-

unterlagen wurden von Ihnen letztmalig am 28.02.2025 ergänzt. 

 

Die letzte abschließende Fachstellungnahme ging am 27.01.2025 ein. 

 

2. Rechtliche Würdigung 

 

Nach § 4 Abs. 1 BImSchG bedarf die Errichtung und der Betrieb von Anlagen, die auf Grund ihrer Beschaffen-

heit oder ihres Betriebes in besonderem Maße geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen 

oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu benachteiligen 

oder erheblich zu belästigen einer Genehmigung. Die Anlagen, die einer immissionsschutzrechtlichen Geneh-

migung bedürfen, sind in der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) genannt. 
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2.1 Sachentscheidungsvoraussetzungen/ Verfahrensfragen 

 

Gemäß § 1 Abs. 1 der Verordnung zur Regelung der Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Immissionsschutzes 

(Immissionsschutzzuständigkeitsverordnung - ImSchZV) ist das LfU zuständige Genehmigungsbehörde. Die 

Bearbeitung des Antrages erfolgte im Referat T13, Genehmigungsverfahrensstellte Ost der Abteilung Techni-

scher Umweltschutz 1, Genehmigungen/Grundlagen. 

 

Die Anlage bedarf als solche gemäß § 1 Abs.1 Satz 1 der 4. BImSchV einer immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigung. 

 

Die Anlage ist der Nr. 1.6.2 mit V in Spalte c des Anhangs 1 zur Vierten Verordnung zur Durchführung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) zuzu-

ordnen. Das Vorhaben unterliegt der Nummer 1.6.2 A in der Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG. Nach § 9 Absatz 

2 i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 

durchzuführen. 

 

Das Vorhaben unterfällt dem Anwendungsbereich des § 6 WindBG. 

 

Bei Vorhaben, die nach § 6 WindBG geführt werden gilt allerdings Folgendes: 

Bei Errichtung, Betrieb oder der Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs von WKA ist ab-

weichend von den Vorschriften 

 des UVPG eine Umweltverträglichkeitsprüfung und 

 des § 44 Absatz 1 BNatSchG eine artenschutzrechtliche Prüfung 

nicht durchzuführen, wenn 

 

1. bei Ausweisung des Windenergiegebietes eine Umweltprüfung nach § 8 des Raumordnungsgesetzes 

oder § 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs durchgeführt wurde und 

2. das Windenergiegebiet nicht in einem Natura 2000-Gebiet, einem Naturschutzgebiet oder einem Na-

tionalpark liegt. 

 

Die unter den Ziffern 1 und 2 genannten Voraussetzungen für die Anwendung des § 6 WindBG liegen zwei-

felsfrei vor. An die Stelle der artenschutzrechtlichen Prüfung tritt eine modifizierte Prüfung nach § 6 Abs. 1 

WindBG. Die Genehmigungsbehörde darf weder eine allgemeine noch eine standortbezogene Vorprüfung 

durchführen.  

 

Das Vorhaben liegt im Geltungsbereiches des rechtswirksamen Bebauungsplanes der Stadt Beeskow K2 „Er-

weiterung Windpark Hufenfeld“. Der Bebauungsplan ist am 01.04.2022 in Kraft getreten. Das beantragte Vor-

haben widerspricht nicht den Festsetzungen des Bebauungsplans. 

 

Für das beantragte Vorhaben war unter Anwendung des § 6 WindBG keine UVP-Vorprüfung und ein verein-

fachtes immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren ohne Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 19 BIm-

SchG durchzuführen. 
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2.2 Materielle Sachentscheidung 

 

Nach § 6 Abs. 1 BImSchG ist eine Genehmigung zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 

BImSchG und einer auf Grund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt 

werden und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem 

Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen.  

 

Die Prüfung des Antrages hat ergeben, dass die Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 BImSchG vorliegen. Es sind 

jedoch die unter IV. genannten NB erforderlich, um die Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen sicher-

zustellen (§ 12 Abs. 1 BImSchG). Hierdurch wird gewährleistet, dass von der Anlage für die Allgemeinheit oder 

die Nachbarschaft keine schädlichen Umwelteinwirkungen ausgehen. 

 
2.3.1 Immissionsschutz 

 

Insbesondere stellen die NB unter IV. 2. sicher, dass die sich aus § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG (Schutz vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen) und § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG (Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwir-

kungen) ergebenden Pflichten beim Betrieb der Anlage erfüllt werden. 

 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass 

schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen 

für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können. 

 

Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG ist, insbesondere durch die dem Stand der Technik entsprechenden Maß-

nahmen, Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 

erhebliche Belästigungen zu treffen. 

 

Nach § 3 Abs. 1 BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkungen Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder 

Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder 

die Nachbarschaft herbeizuführen. Immissionen sind auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Was-

ser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende Luftverunreinigungen, Geräusche, Er-

schütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen (§ 3 Abs. 2 BImSchG). Hierzu sind 

nach § 48 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG die Immissionsrichtwerte der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm 

(TA Lärm) heranzuziehen. 

 

Stand der Technik ist gemäß § 3 Abs. 6 BImSchG der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrich-

tungen oder Betriebsweisen, der die praktische Eignung einer Maßnahme zur Begrenzung von Emissionen in 

Luft, Wasser und Boden, zur Gewährleistung der Anlagensicherheit, zur Gewährleistung einer umweltverträg-

lichen Abfallentsorgung oder sonst zur Vermeidung oder Verminderung von Auswirkungen auf die Umwelt zur 

Erreichung eines allgemein hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt gesichert erscheinen lässt. 

 

Als schädliche Umwelteinwirkungen, die durch den Betrieb der WKA entstehen können, sind insbesondere 

Geräuschimmissionen, Schattenwurf, Eisfall und Turbulenzen zu betrachten. 
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Geräuschimmissionen 

Im Ergebnis der Prüfung der Schallimmissionsprognose Bericht Nr. 23-1-3113-001-NB vom 19.11.2024, er-

stellt von der Ramboll Deutschland GmbH, wird festgestellt, dass die Ermittlung der voraussichtlichen Geräu-

schimmissionen an sämtlichen für die Prüfung maßgeblichen, von den Geräuschimmissionen am stärksten 

betroffenen Immissionsorten durchgeführt wurde und der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen, durch 

Geräusche aus dem Betrieb der geplanten WKA im Zusammenwirken mit maßgeblich an der Vorbelastung 

beteiligten Anlagen, im gesamten erweiterten Einwirkungsbereich der geplanten Anlage entsprechend der zu 

berücksichtigenden Schutzbedürftigkeit gewährleistet ist. Beschaffenheit und Betriebsweise der WKA erfüllen 

die Anforderungen an den angemessenen Lärmschutz und sind im Nachtbetrieb mit weitergehenden Maßnah-

men zum Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche genehmigungs-

fähig.  

Alle schalltechnischen Berechnungen wurden für vier maßgebliche Immissionsorte um den Anlagenstandort 

durchgeführt. Diese Nachweisorte stellen sich als Orte höchster Belastung durch Geräuschimmissionen dar.  

 

Übersicht der Vor-, Zusatz- und Gesamtbelastung (alle Angaben in (dB (A)) 

 

Einwirkungsbereich nach Nr. 2.2 TA Lärm 

Im antragsgemäßen Betriebszustand befinden sich alle untersuchten nachts im Einwirkungsbereich der WKA. 

Der Richtwertabstand beträgt an den Immissionsorten 10 dB(A) oder weniger. 

 

Auswertung / Regelfallprüfung nach Nr. 3.2.1 TA Lärm /Sonderfallprüfung nach Nr. 3.2.2 TA Lärm 

Der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche ist grundsätzlich sichergestellt, wenn ent-

sprechend Nr. 3.2.1 Abs. 1 TA Lärm die zulässigen Immissionsrichtwerte aufgrund der Gesamtbelastung nicht 

überschritten werden. Dies ist an den Immissionsorten B02, B03a und B03b durch die ganzzahlig gerundete 

Gesamtbelastung der Fall.  

An dem Immissionsort B03 wird der anzuwendende Immissionsrichtwert nach Nr. 6.1 d) TA Lärm durch die 

berechnete Gesamtbelastung (unter Berücksichtigung aller Vorbelastungsanlagen) um 1 dB überschritten 

(ganzzahlig gerundet). Nach TA Lärm 3.2.1 Abs. 2 darf eine Genehmigung auch bei einer Überschreitung der 

Immissionsrichtwerte auf Grund der Vorbelastung nicht versagt werden, wenn dauerhaft sichergestellt ist, dass 

diese Überschreitung nicht mehr als 1 dB(A) beträgt. Dies ist hier der Fall. Aus diesem Grund ist der beantragte 

Tag- und Nachtbetrieb der geplanten WKA zulässig. 

IO Immissionsort IRW Vorbelas-

tung 

Zusatzbe-

lastung 

Gesamtbe-

lastung 

Richtwertabstand der 

ZB zum IRW 

Lr90,VB  

 

Lr90,ZB Lr90,GB  

B02 Beeskow, Radinkendorf 33 45 41,3 34,7 42,2 10 

B03 Beeskow, Radinkendorf 36 42 42,0 34,5 42,7 7 

B03a 
Beeskow, Radinkendorf, BP 

W31“Am Sportplatz“ 
42 41,1 33,6 41,8 8 

B03b Beeskow, Radinkendorf 2k 42 41,2 32,5 41,8 9 
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Zur Sicherstellung des Schutzes vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche sind Kontrollwerte als 

anlagenbezogene Emissionswerte mit Angabe der oberen Vertrauensbereichsgrenze (Schallleistungspegel 

mit einer Sicherheit der Einhaltung von 90 % - Lemax) des beantragten und geprüften Anlagenbetriebes sowie 

durch Herstellerangabe, dem Verfahren zu Grunde liegende höchst zulässige Emissionswert, im Genehmi-

gungsbescheid festzuschreiben.  

 

Messanordnung, § 28 BImSchG 

Da in der Schallimmissionsprognose Emissionsdaten auf Grundlage eine Mehrfachvermessung für die ge-

plante Anlage verwendet wurden kann auf die Anordnung einer Nachweismessung verzichtet werden. Die 

Einzelmessberichte der Dreifachvermessung wurden durch T23 geprüft. 

 

Baustellenlärm und Erschütterungen durch bodenverbessenden Maßnahmen 

Baustellenlärm fällt nach Nr. 1 Abs. 1 f) nicht in den Anwendungsbereich der TA Lärm, sondern unterliegt der 

allgemeines Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm- Geräuschimmissionen. Aufgrund der ausge-

wiesenen Abstände zu maßgeblichen schutzbedürftigen Objekten von > 1000 m, sind keine Überschreitungen 

der Immissionsrichtwerte im Tageszeitraum entsprechend der AVV Baulärm zu erwarten.  

Erschütterungen werden entsprechend der Erschütterungs-Leitlinie vom 10.01.2022 des Landes Brandenburg 

beurteilt. Erhebliche Belästigungen durch baubedingte Erschütterungen auf Menschen in Wohngebäuden sind 

nicht zu erwarten, wenn die bodenverbessernden Maßnahmen im Tageszeitraum durchgeführt werden. Die 

Immissionsrichtwerte für den Tageszeitraum wurden in allen bisherigen Prognosen deutlich unterschritten. 

 

Schattenwurf 

Grundlage ist die Prüfung der Schattenwurfprognose Bericht Nr. 23-1-3113-000-SSi vom 12.10.2023 erstellt 

von der Ramboll Deutschland GmbH. In der Schattenwurfprognose werden die Auswirkungen der geplanten 

Anlage (unter Berücksichtigung der bestehenden Anlagen) auf 53 Immissionsorte im Beschattungsbereich der 

Anlage untersucht. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die o.g. Immissionsrichtwerte für die jährliche 

und/oder tägliche astronomische Beschattungsdauer unter Berücksichtigung der Vorbelastung an den meisten 

der Immissionsorte überschritten werden.  

Um eine erhebliche Belästigung durch Schattenwurf auszuschließen, ist die geplante WKA mit einem Schat-

tenabschaltmodul auszustatten. Das Schattenwurfmodul ist entsprechend der Schattenwurfprognose so zu 

konfigurieren, dass die geplante WKA an den Immissionsorten B01 - B03, B05 - B10, B12 - B51, R01 und R02 

gar keinen Schattenwurf verursachen kann, da das zulässige Kontingent bereits durch die Vorbelastungsanla-

gen aufgebraucht wird.  

An den Immissionsorten B04 und B11 ist das Schattenwurfmodul so zu programmieren, dass die geplante 

WKA zu keiner Überschreitung der zulässigen jährlichen und täglichen Schattenwurfdauer beitragen kann. 

Eiswurf und Eisfall 

Eine Genehmigung nach § 6 in Verbindung mit § 5 BImSchG ist nur zu erteilen, wenn Vorsorge gegen schäd-

liche Umweltwirkungen, sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird. 

Von WKA können allgemeinen Gefahren in Form von Eiswurf ausgehen. Bei WKA sind deshalb Maßnahmen 

gegen Eisabwurf erforderlich. In nicht besonders eisgefährdeten Gebieten reicht das Einhalten eines Mindest-

abstandes von 1,5 x (Rotordurchmesser + Nabenhöhe) zu Verkehrswegen und Gebäuden aus. Werden diese 
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Abstände unterschritten oder sollen die WKA in einer eisgefährdeten Region gebaut werden, ist die WKA mit 

technischen Einrichtungen auszurüsten, durch die entweder die WKA bei Eisansatz stillgesetzt wird oder durch 

die der Eisansatz verhindert wird. In der Nähe von Wegen kann die WKA zudem in einer Gondelposition still-

gesetzt werden, in der der Rotor parallel zum Weg ausgerichtet ist und somit der Abstand maximiert, und das 

Risiko von Eisfall minimiert, wird. 

Bei der geplanten WKA wird der entsprechend der Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen des 

Bundeslandes Brandenburg geforderte Abstand für Eisabwurf von 1,5 x (D + NH) bei den angrenzenden land-

wirtschaftlich genutzten bzw. Forstwegen unterschritten. Da kein Eiswurfgutachten vorgelegt wurde ist die 

WKA mit dem Eiserkennungssystem des Herstellers Enercon auszurüsten. Dieses Eiserkennungssystem wird 

auch zur eigenen Sicherheit der Anlage installiert. Bei diesem System ist davon auszugehen, dass Eiswurf in 

etwa 90% der Fälle verhindert wird. 

Um auf das verbleibende Restrisiko durch Eiswurf und Eisfall durch abtauendes Eis auf den Forstwegen auf-

merksam zu machen sollen entsprechende Hinweisschilder aufgestellt werden. Die Hinweisschilder sollen im 

Abstand von etwa 300 m zur Anlage aufgestellt werden. 

 

Turbulenzen 

Bei den im Nachlauf einer Windkraftanlage entstehenden Turbulenzen handelt es sich um schädliche Umwelt-

einwirkungen im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG. Zu den Immissionen gehören gemäß § 3 Abs. 2 BIm-

SchG auch Erschütterungen, die auf Sachgüter einwirken. Grundsätzlich kann die Erhöhung der Turbulenzin-

tensität durch neu hinzukommende Windkraftanlagen zu einem erhöhten Verschleiß an bereits vorhandenen 

Bestandsanlagen führen. Daraus können sich ein erhöhter Wartungsaufwand und eine Verkürzung der Ge-

samtbetriebszeit ergeben. Es ist zu berücksichtigen, dass die Turbulenzintensität maßgeblich von der Umströ-

mung der Anlage und hierbei insbesondere der Rotorblätter abhängig ist. 

Entsprechend der Genehmigungspraxis im Land Brandenburg ist grundsätzlich bei einem Abstand zwischen 

dem dreifachen und fünffachen Rotordurchmesser mittels eines Gutachtens nachzuweisen, dass die Standsi-

cherheit vorhandener Windkraftanlagen nicht beeinträchtigt wird. Darüber hinaus hätten Studien des TÜV Nord 

ergeben, dass die Belastbarkeit der berechneten effizienten Turbulenzintensitäten gegebenenfalls nicht mehr 

gegeben sei, wenn der Abstand der Anlagen weniger als 2,5 Rotordurchmesser betrage. Alles was darüber 

liegt, sei als Abstand geeignet. 

Dem Antrag liegt ein Gutachten zur Standorteignung von WEA am Standort Beeskow am Hufenfeld, Referenz-

Nr. 2024-C-129-P3-R1 – ungekürzte Fassung vom 27.08.2024 der Fa. F2E Fluid & Engineering GmbH & Co. 

KG vor. Das vorliegende Gutachten ist gleichzeitig eine Turbulenz-Immissionsprognose im Sinne des BIm-

SchG. Im Gutachten wird die geplante WKA als WEA 36 bezeichnet. In unmittelbarer Nähe der geplanten 

Anlagen befinden sich mehrere WKA. 

 

Das Gutachten kommt unter Punkt 5.2.2 und 5.3.2 zum Ergebnis, dass für diese die Auslegungswerte der 

Turbulenzintensität in der geplanten Windparkkonfiguration keine Betriebsbeschränkung unterliegen. 
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Auch § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG wird eingehalten. § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG schreibt vor, dass genehmigungs-

bedürftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben sind, dass Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Ab-

fälle verwertet und nicht zu verwertende Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt 

werden. Abfälle sind nicht zu vermeiden, wenn die Vermeidung technisch nicht möglich oder nicht zumutbar 

ist. Die Vermeidung von Abfällen ist unzulässig, wenn sie zu nachteiligeren Umweltauswirkungen führt als die 

Verwertung. Soweit beim Betrieb der Anlage überhaupt Abfälle entstehen, sind dies ausschließlich nicht ver-

meidbare Abfälle, die nachweislich ordnungsgemäß zu entsorgen sind. Die Aufnahme zusätzlicher NB hierzu 

war nicht erforderlich. 

 

§ 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG wird ebenfalls eingehalten. Hiernach ist vorgeschrieben, dass genehmigungsbe-

dürftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben sind, dass Energie sparsam und effizient verwendet wird. 

Die Aufnahme zusätzlicher NB hierzu war nicht erforderlich.  

 

§ 5 Abs. 1 BImSchG ist damit in seiner Gesamtheit erfüllt.  

 

§ 5 Abs. 3 BImSchG schreibt vor, dass genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten, zu betreiben und 

stillzulegen sind, dass auch nach einer Betriebseinstellung von der Anlage oder dem Anlagengrundstück keine 

schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen 

für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden können, vorhandene Abfälle ordnungsge-

mäß und schadlos verwertet oder ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden und 

die Wiederherstellung eines ordnungsgemäßen Zustandes des Anlagengrundstücks gewährleistet ist. Zur Er-

füllung von § 5 Abs. 3 BImSchG waren neben den in den Antragsunterlagen enthaltenen Darstellungen die 

NB unter IV. 1.8 erforderlich. 

 

Die Pflichten, die sich aus den auf Grund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen ergeben, sind im 

vorliegenden Fall nicht berührt. 

 

§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG ist damit in seiner Gesamtheit erfüllt. 

 

Andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes stehen dem Vorhaben ebenfalls 

nicht entgegen (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG). Zu den öffentlich-rechtlichen Vorschriften gehören auch das Bau-

planungs- und Bauordnungsrecht, der Brandschutz, der Gewässerschutz, der Bodenschutz, das Abfallrecht, 

der Denkmalschutz, der Natur- und Landschaftsschutz, das Luftverkehrsrecht und das Straßenrecht. 

 
2.3.2 Raumordnung, Baurecht und Brandschutz 

 

Die Auflagen gemäß den NB unter IV. 3 sind für die Bauausführung und Fertigstellung erforderlich und resul-

tieren insbesondere aus §§ 72 und 83 BbgBO. 

 

Die gesonderte Baufreigabe ist erforderlich, damit mit der Errichtung der WKA nicht vor Beibringung der Nach-

weise, welche die Einhaltung der öffentlich- rechtlichen Vorschriften belegen, mit den Bauarbeiten begonnen 

wird (NB IV. 3.1). 
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Baurecht 

 

Das Vorhaben liegt im Geltungsbereiches des rechtswirksamen Bebauungsplanes der Stadt Beeskow K2 „Er-

weiterung Windpark Hufenfeld”. Der Bebauungsplan ist am 01.04.2022 in Kraft getreten. 

 
Das antragsgegenständliche Vorhaben entspricht den inhaltlichen Vorgaben des Bebauungsplans.  

 

Nach § 1 Abs. 1 BbgWEAAbG findet § 35 Absatz 1 Nummer 5 des Baugesetzbuchs (BauGB) auf Vorhaben, 

die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nur Anwendung, wenn diese Vorha-

ben einen Mindestabstand von 1000 Metern zu zulässigerweise errichteten Wohngebäuden in Gebieten mit 

Bebauungsplänen (§ 30 des Baugesetzbuchs) oder innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile (§ 34 des 

Baugesetzbuchs) einhalten. 

 

Die Mindestabstände von 1000 Metern werden eingehalten. 

 

Potenziell betroffene öffentliche Belange 

Das Vorhabengebiet wird voraussichtlich als Vorranggebiet Windenergienutzung (VR WEN) in den Planent-

wurf des Sachlichen Teilregionalplans „Erneuerbare Energien“ Oderland-Spree aufgenommen werden. Die 

Bekanntmachung des Entwurfs erfolgte am 29.01.2024 durch die Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-

Spree.  

 

Die Regionalversammlung hat am 28. November 2022 einen Änderungsbeschluss zur Umsetzung des Wind-

energieflächenbedarfsgesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), gefasst. Demnach ist im Sachlichen Teil-

regionalplan „Erneuerbare Energien“ Oderland-Spree vorgesehen, Vorranggebiete für die Windenergienut-

zung auf mindestens 1,8 % der Regionsfläche bis spätestens zum 31. Dezember 2027, auszuweisen (ABl. Nr. 

49, S. 978). Damit wurde die Neuaufstellung eines Regionalplans gemäß § 7 Abs. 1 Satz 3 ROG vom 22. 

Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Art. 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 

2694) geändert worden ist, beschlossen.  

 

Dem geplanten Anlagenstandort stehen keine regionalplanerischen Ziele der Raumordnung entgegen. 

 

Gesicherte Erschließung 

Die gemäß § 35 Abs. 1 BauGB erforderliche planungsrechtliche Erschließung gilt als gesichert. Die hierfür 

erforderlichen öffentlich-rechtliche Sicherung erfolgte durch Eintragungen von Baulasten „Geh-, Fahr- und Si-

cherung der Feuerwehrzufahrt“. Die dauerhafte verkehrliche Erschließung der Anlage erfolgt über eine Direkt-

zufahrt zur L 411, Abs. 010, bei km 0,185 in Stationierungsrichtung rechts. 

 

Brandschutz 

Das Vorhaben ist gemäß § 2 Abs. 4 BbgBO als Sonderbau einzustufen. Für Sonderbauten sind mit dem Antrag 

ein Brandschutzkonzept vorzulegen, das auf Veranlassung der Antragstellerin durch einen Prüfingenieur für 

Brandschutz zu prüfen ist. Die Vollständigkeit und Richtigkeit der Brandschutznachweise ist durch einen Prüf-

bericht nach § 66 BbgBO zu bestätigen. Der Prüfbericht des externen Brandschutzprüfers liegt vor. Zur Siche-
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rung des vorbeugenden Brandschutzes waren die NB unter 4. erforderlich. Daraus ergeben sich die Anforde-

rung der Umsetzung sämtlicher im Prüfbericht genannten Auflagen einschließlich der Beibringung zugehöriger 

Nachweise. Das Brandschutzkonzept und der dazugehörige Prüfbericht sind den Antragsunterlagen (Kapitel 

12) enthalten und vollinhaltlicher Bestandteil der Genehmigung. Der vorbeugende Brandschutz ist damit gesi-

chert. 

Die Löschwasserversorgung erfolgt gemäß Antragsbeschreibung durch einen Löschwasserbrunnen auf dem 

Flurstück 109. Für die Errichtung dieses Brunnens liegt eine wasserrechtliche Anordnung (Az.: 67.02-55.20.08-

0397/22) vom 04.10.2022 vor. Die Nutzung des Löschwasserbrunnes zugunsten der antragsgegenständigen 

WKA ist durch die Eintragung einer Baulast „Sicherung Löschwasserentnahmestelle“ öffentlich-rechtlich gesi-

chert. Die Sicherung war erforderlich, weil die wasserrechtliche Erlaubnis zugunsten der enercity Windpark 

Beeskow GmbH Co.KG erfolgt ist. 

 

Aus einsatztaktischen Gründen werden für die gesamte geplante Windparkerweiterung drei Löschwasserent-

nahmestellen mit jeweils mindestens 75 m³ Löschwasservorrat (bzw. 48 m3 bei der Installation von Brunnen) 

gefordert und bereitgestellt. Eine davon der o.g. Löschwasserbrunnen. Die anderen beiden Löschwasserent-

nahmestellen befinden sich Gemarkung Groß Rietz, Flur 1, Flurstück 210 und Gemarkung Beeskow, Flur 3, 

Flurstück 226/3 welche mindestens über einen Löschwasservorrat von 150 m³ verfügen. 

 

Reduzierung der Abstandsflächen 

Der beantragten Zulassung einer Abweichung gemäß § 67 BbgBO von den Vorschriften des § 6 BbgBO bedarf 

es nicht. Nach § 6 Abs. 5 Satz 4 BbgBO finden die Regelungen des § 6 Abs. 4 Satz 1 bis 3 BbgBO zur Tiefe 

der Abstandsflächen keine Anwendung, wenn von einer städtebaulichen Satzung oder einer örtlichen Bauvor-

schrift geringere Tiefen zugelassen werden. Der Bebauungsplan als städtebauliche Satzung lässt geringere 

Tiefen der Abstandsflächen zu (Die Abstandsfläche der Windenergieanlagen entspricht der Projektionsfläche 

des Rotors.) Die mit dieser Festsetzung des Bebauungsplans zugelassene Tiefe der Abstandsfläche entspricht 

der beantragten Abweichung von § 6 BbgBO. Es bedarf keiner Zulassung der Abweichung, da die Reduzierung 

der Tiefe der Abstandsfläche bereits im Bebauungsplan geregelt ist. Die so ermittelte Abstandsfläche der WKA 

befindet sich auf den Baugrundstücken selbst. 

 

Gemeindliches Einvernehmen 

Nach § 36 Abs. 1 Satz 1 BauGB wird über Vorhaben nach den §§ 31 sowie 33 bis 35 BauGB im bauaufsicht-

lichen Verfahren im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Dies gilt gemäß § 36 Abs. 1 Satz 2 BauGB 

auch, wenn wie vorliegend aufgrund der Konzentrationswirkung der immissionsschutzrechtlichen Genehmi-

gung in einem anderen Verfahren über die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit eines Vorhabens entschieden 

wird 

 
Die Gemeinde hat ihre Zustimmung mit Schreiben vom 28.12.2023 nach § 36 Abs. 1 BauGB erteilt. 

 
2.3.3 Arbeitsschutz 

 

Zur Erfüllung der Anforderungen, die sich aus dem Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), der Betriebssicherheits-

verordnung (BetrSichV) und der der RL 2006/42/EG ergeben, waren die NB IV. 5 erforderlich. Sie dienen der 

Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Beschäftigten. 
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Gemäß § 14 Abs. 1 BetrSichV darf eine überwachungsbedürftige Anlage erstmalig und nach einer wesentli-

chen Veränderung nur in Betrieb genommen werden, wenn die Anlage unter Berücksichtigung der vorgese-

henen Betriebsweise durch eine zugelassene Überwachungsstelle auf ihren ordnungsgemäßen Zustand hin-

sichtlich der Montage, der Installation, den Aufstellungsbedingungen und der sicheren Funktion geprüft worden 

ist. Die Überprüfung ist im vorliegenden Fall durch eine zugelassene Überwachungsstelle vornehmen zu las-

sen. 

 
2.3.4 Bodenschutz 

 

Auf Grundlage von § 4 Abs. 5 BBodSchV kann die für die Zulassung des Vorhabens zuständige Behörde im 

Benehmen mit der für den Bodenschutz zuständigen Behörde bei Vorhaben, bei denen auf einer Fläche von 

mehr als 3.000 Quadratmetern Materialien auf oder in die durchwurzelbare Bodenschicht auf- oder eingebracht 

werden, Bodenmaterial aus dem Ober- oder Unterboden ausgehoben oder abgeschoben wird oder der Ober- 

und Unterboden dauerhaft oder vorübergehend vollständig oder teilweise verdichtet wird, von dem nach § 7 

BBodSchG Pflichtigen die Beauftragung einer bodenkundlichen Baubegleitung nach DIN 19639 im Einzelfall 

verlangen. Bei der Errichtung der Windkraftanlage wird eine Fläche von mehr als 4300m² dauerhaft in An-

spruch genommen. (NB IV.7.4) 

 
2.3.5 Denkmalschutz 

 

Unter Einhaltung der NB unter IV. 8 steht dem Vorhaben hinsichtlich der Belange des Denkmalschutzes nicht 

entgegen. 

 
2.3.6 Gewässerschutz 

 

Wasserrechtliche Belange im Zuständigkeitsbereich der unteren Wasserbehörde stehen dem Vorhaben nicht 

entgegen. Trinkwasserschutzzonen werden hier nicht berührt, so dass diesbezüglich keine Einschränkungen 

auf dem Grundstück bestehen. 

 

In der WKA kommen wassergefährdende Stoffe zur Anwendung. Die Anforderungen an Anlagen zum Umgang 

mit wassergefährdenden Stoffen, vor allem zur Anordnung, zum Aufbau, den Schutzvorkehrungen und zur 

Überwachung, sind von ihren Gefährdungsstufen; 8 39 AwSV, abhängig. Die angegebenen Stoffmengen und 

deren Wassergefährdungsklasse ergibt die Einordnung in die Gefährdungsstufe A. Damit verbunden ist weder 

eine Anzeigepflicht (§ 40 Abs. 1 AwSV) noch gemäß § 46 Abs. 2 AwSV und der Anlage 5 AwSV eine Inbe-

triebnahmeprüfung oder wiederkehrende Prüfung. Die Einhaltung der Vorschrift ist alleinige Betreiberverant-

wortung. 

 

Der Geotechnischen Bericht 2023/2105 der Fa. GEOTECS von Inh. Dipl. Ing. Christian Schubert liegt den 

Antragsunterlagen bei. Laut hydrogeologischer Karte soll sich der freie Grundwasserspiegel im Baufeld bei 

etwa +43m NHN befinden. Basierend auf den Ergebnissen der Baugrunduntersuchung ist eine Flachgründung 

möglich, wenn die weichen Geschiebeböden ausgekoffert und durch gut verdichtbare Materialien ersetzt wer-

den (Bodenaustausch). 
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2.3.7 Luftfahrt 

 

Aus luftfahrtrechtlicher Sicht waren folgende Standortparameter zu beurteilen: 

 
Nr.  Geografische Koordinaten im Bezugssystem WGS 84 Anlagentyp  

ENERCON 

E160EP5E3R1-

5.56MW 

WKA in 

m 

üGND 

Ge-

lände in 

mNN 

Ge-

samt-

höhe in 

m NN* 

Gem. Flur Flur-

stück 

  N       E      NH RD       

8  52 ° 12 ' 42.2 "  14 ° 15 ' 01.3 " 166,60 160 246,60 50,60 297,20 Rd 02 105 
* Geländehöhe enthält keine Fundamenttoleranz lt. Datenblatt zum Luftfahrthindernis vom 26.02.2024 

 

Das Plangebiet liegt nördlich der Stadt Beeskow zwischen den Ortschaften Groß Rietz und Radinkendorf im 

Landkreis Oder-Spree. Die Planung stellt eine Erweiterung des in diesem Bereich befindlichen Windparks in 

nördliche Richtung dar.  

 

Der Windpark befindet sich außerhalb von Bauschutzbereichen ziviler Flugplätze gem. §§ 12 und 17 LuftVG.  

 

Ein spezieller Prüfbereich hinsichtlich der Einsatzmöglichkeit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung 

(BNK) gem. Teil 3 Abschnitt 1 Ziffer 5.4 i.V.m.  Anhang 6 Ziff. 3 der AVV LFH liegt für diesen Bereich nicht vor. 

Dieser Bereich bestimmt sich nach § 14 Absatz 2 Satz 2 LuftVG mit einem 10-km-Halbmesser um den Flug-

platzbezugspunkt. Unter Berücksichtigung der allgemeinen Anforderungen der AVV LFH dient diese geson-

derte Betrachtung der Sicherung einerseits an Flugplätzen mit genehmigtem Flugbetrieb im Sichtflugverfahren 

in der Nacht, andererseits aber auch des im weiteren, übrigen Luftraum dieses Umkreises stattfindenden Luft-

verkehrs. 

 

Gem. § 14 Abs. 1 LuftVG bedarf das Vorhaben der Errichtung von Bauwerken, die außerhalb von Bauschutz-

bereichen eine Höhe von 100 m über Grund überschreiten entsprechend § 31 Abs. 2 Ziffer 9 LuftVG i. V. m. § 

2 Abs. 1 Satz 1 der LuFaLuSiZV der Zustimmung der Luftfahrtbehörde. Diese wird auf Grundlage einer gut-

achtlichen Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation, in diesem Falle der DFS GmbH lt. § 31 Abs. 3 

LuftVG erteilt. Nach § 14 Abs. 1 letzter Teilsatz LuftVG i. V. m. § 12 Abs. 4 LuftVG wurde die Zustimmung unter 

Auflagen erteilt.  

 

Mit Datum vom 17.02.2024 wurde die Berichtigung von Unstimmigkeiten in den Antragsunterlagen beim LfU 

erbeten. Diese gingen per E-Mail am 26.02.2024 bei der LuBB ein.  

 

Die gutachtliche Stellungnahme der DFS GmbH vom 26.01.2024, Az. OZ/AF-Bb 11290 lag nunmehr vor.  

 

Die Prüfung und Beurteilung der DFS GmbH ergab, dass aus zivilen Hindernisgründen und militärischen Flug-

betriebsgründen gegen die Errichtung der WKA 08 mit einer Gesamthöhe von 246,60 m über Grund (max. 

297,20 m über NN) des Anlagentyps ENERCON E160EP5E3R1-5.56MW mit einer Nabenhöhe von 166,60 m 

und einem Rotordurchmesser von 160 m am beantragten Standort (siehe Koordinatenangaben) keine Einwen-

dungen bestehen, wenn eine Tages- und Nachtkennzeichnung gem. der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
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zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 24.04.2020 (AVV LFH) (geändert mit Allgemeiner Verwal-

tungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthinder-

nissen vom 15. Dezember 2023 (veröffentlicht im Bundesanzeiger BAnz AT 28.12.2023 B4) an der Windkraft-

anlage angebracht und eine Veröffentlichung in den entsprechenden Medien veranlasst wird. 

 

Des Weiteren wurde eine Vorprüfung bzgl. der Zuständigkeiten hinsichtlich § 18 a LuftVG unter Verwendung 

der GIS-Webanwendung beim Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) durchgeführt. Diese dient zur 

Feststellung von Betroffenheiten ziviler und/oder militärischer Anlagenschutzbereiche von Flugsicherungsan-

lagen. Sind Anlagenschutzbereiche betroffen, ist die Prüfung und Entscheidung des BAF erforderlich, denn 

gem. § 18 a LuftVG dürfen Bauwerke nicht errichtet werden, wenn dadurch Flugsicherungseinrichtungen ge-

stört werden können. Die Prüfung ergab, dass das BAF nicht ins Verfahren durch das LfU einzubeziehen ist. 

 

Die Antragsunterlagen enthielten eine allgemeine Dokumentation zur Ausführung der Tages- und Nachtkenn-

zeichnung an Windkraftanlagen des Typs ENERCON. Unter Berücksichtigung der v. g. allgemeinen Dokumen-

tation ist die erforderliche Tages- und Nachtkennzeichnung wie in den NB festgelegt auszuführen. 

 

Der geplante Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung wurde durch Vermerk auf dem Datenblatt 

zum Luftfahrthindernis / Antrag auf Stellungnahme/Zustimmung vom 26.02.2024 - ohne weitere Ausführungen 

oder Übergabe von erforderlichen Unterlagen zum geplanten System - angezeigt. 

Unter Maßgabe der in der AVV LFH Anhang 6 Abschnitt 1 benannten Allgemeinen Anforderungen wurde die 

beantragte Prüfung durchgeführt. Demnach müssen alle Anforderungen für die Nachtkennzeichnung gem. 

AVV LFH erfüllt sein. Zusätzlich ist die Nachtkennzeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeich-

nung gemäß Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 auszustatten. Dabei ist zu beachten, dass Infrarotfeuer blinkende 

Rundstrahlfeuer sind. Die Wellenlänge beträgt 800 bis 940 nm und die Strahlstärkeverteilung (Ie) muss inner-

halb der im Anhang 3 - Spezifikation von Feuern zur Infrarotkennzeichnung festgelegten Grenzen verbleiben. 

Die Feuer werden getaktet betrieben und sind zu synchronisieren. Die Taktfolge beträgt 0,2 hell + 0,8 s dunkel 

(= 1 Sekunde). 

 

Der Wirkungsraum der BNK wird gebildet durch den Luftraum, der sich um jedes Hindernis in einem Radius 

von mindestens 4 000 Metern erstreckt und vom Boden bis zu einer Höhe von nicht weniger als 600 Metern (2 

000 Fuß [ft.]) über dem Hindernis reicht. Der gesamte Wirkungsraum ist zu erfassen. 

 

Die Prüfung ergab keine grundsätzlichen luftrechtlichen oder flugbetrieblichen Probleme. 

 

Die gem. Anhang 6 Abschnitt 3 zur Prüfung der zivilen Landesluftfahrtbehörden erforderlichen Unterlagen wur-

den nicht eingereicht. Eine abschließende Entscheidung kann bis zum Eingang der fehlenden Nachweise nicht 

getroffen werden. 

 

Die Einhaltung der Anzeigefrist ist unbedingt erforderlich, da die Windkraftanlagen aus Sicherheitsgründen als 

Luftfahrthindernis veröffentlicht werden müssen. Dazu sind durch die Luftfahrtbehörden der DFS Deutschen 

Flugsicherung GmbH mind. 6 Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns inkl. der endgültigen Daten 

zur Veröffentlichung im Luftfahrthandbuch zur Vergabe der ENR-Nummer zu übermitteln, dafür dient NB IV. 
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9.2. Die Übergabe der geforderten Nachweise ist zur Gewährleistung der Sicherheit des Luftverkehrs und 

damit zur Vermeidung von Gefahrensituationen unbedingt erforderlich. 

 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass dem Vorhaben keine Belange der zivilen Luftfahrt innerhalb meiner Zu-

ständigkeit entgegenstehen. Die luftbehördliche Zustimmung lt. § 14 Abs. 1 LuftVG war zu erteilen. Aufgrund 

der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage des Anlagentyps ENERCON E160EP5E3R1-5.56MW mit einer 

Nabenhöhe von 166,60 m ist diese als Luftfahrthindernis einzustufen. Die Zustimmung ist gem. § 12 Abs. 4 

LuftVG unter Auflagen der Tages- und Nachtkennzeichnung sowie der Veröffentlichung zu erteilen. Diese 

Auflagen sind geeignet, die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere um die von meiner Behörde zu 

vertretende Belange der Sicherheit des Luftverkehrs zu gewährleisten. Die konkrete Ausführung der erforder-

lichen Kennzeichnung wurde unter Berücksichtigung der im Antrag dargestellten Kennzeichnungsvarianten, 

der Vorgaben der AVV LFH i.V.m. den Ausführungen in den gutachtlichen Stellungnahmen der DFS GmbH 

festgelegt.  

Im Weiteren ist festzustellen, dass dem Vorhaben des Einsatzes einer BNK an der hier in Rede stehenden 

WKA 08 keine Belange der zivilen Luftfahrt innerhalb meiner Zuständigkeit entgegenstehen.  

Da die im Anhang 6 der AVV LFH benannten Voraussetzung nicht nachgewiesen wurden, kann dem Einsatz 

derzeit nur unter Vorbehalt der Nachreichung der gem. Anhang 6 der AVV LFH erforderlichen Unterlagen 

und Nachweise stattgegeben werden. 

 

Unter Berücksichtigung der im Teil 6 der AVV LFH festgelegten Übergangsfristen ist die luftbehördliche Ge-

nehmigung unter NB ist zu erteilen. 

 
2.3.8 Naturschutz und Landschaftspflege 

 

FFH-Vorprüfung 

Im Rahmen der Vorprüfung ist zu ermitteln, ob das Projekt geeignet ist, ein FFH Gebiet in seinen Erhaltungs-

zielen erheblich zu beeinträchtigen. Grundsätzlich ist jede Beeinträchtigung von Erhaltungszielen (EHZ) er-

heblich und muss als „Beeinträchtigung des Gebiets als solchen“ gewertet werden. Mit dem Ergebnis des 

Screenings müssen sich alle Zweifel an der Unbedenklichkeit des Projektes offensichtlich und nachvollziehbar 

ausräumen lassen. Im Radius von 5.000 m liegt das FFH-Gebiet „Schwarzberge und Spreeniederung (Abstand 

1.400 m).  

 

Im Ergebnis der FFH Vorprüfung ist das Vorhaben nicht geeignet das FFH-Gebiet „Schwarzberge und Spree-

niederung in seinen Erhaltungszielen erheblich zu beeinträchtigen. 

 

Besonderer Artenschutz nach § 6 WindBG 

Das Vorhaben fällt unter § 6 Abs. 2 Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG; Verfahrenserleichterungen 

in Windenergiegebieten), da der Antrag nach dem 29.03.2023 gestellt wurde. § 6 WindBG (Änderung des 

Gesetzes ist vom 22.03.2023) ist in diesen Fällen anzuwenden. 
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Folgende naturschutzrechtlichen Belange sind vom Vorhaben nicht betroffen: 

- Eingriffsregelung gemäß § 15 BNatSchG, 

WKA 08 befindet sich innerhalb des Bebauungsplans Nr. K2 „Erweiterung Windpark Hufenfeld“. Ge-

mäß § 18 (2) BNatSchG die §§ 14 bis 17 BNatSchG (Eingriffsregelung) nicht anzuwenden. 

- Schutzgebiete nach Kapitel 4, Abschnitt 1 BNatSchG (NSG, LSG, Naturdenkmäler, geschützte Land-

schaftsbestandteile, gesetzlich geschützte Biotope) inklusive geschützter Alleen nach § 17 

BbgNatSchAG und geschützter Biotope nach § 18 BbgNatSchAG, 

- Schutzgebiete nach Kapitel 4, Abschnitt 2 BNatSchG (Natura-2000-Gebiete). 

 

Prüfschritt Vorhandene Daten 

- Faunistisches Gutachten Zauneidechse (Lacerta agilis) (MEP PLAN GMBH 2019c) 

- Faunistisches Gutachten Vögel (Aves) (MEP PLAN GMBH 2019a) 

- Nahrungsflächenanalyse Rotmilan (JESTAEDT, WILD + PARTNER, 2019) 

 

Darüber hinaus wurde der Datenbestand im LfU geprüft, der insbesondere Angaben zu Arten nach § 45 b 

BNatSchG und AGW-Erlass Anlage 1 umfasst. 

 

Vorkommen von Vogelarten nach § 45 b BNatSchG und Anlage 1 AGW-Erlass  

Folgende verwendbare Nachweise liegen vor: 

- Brutplatz Rotmilan (letztes Nachweisjahr 2018 jeweils ca. 900 m d.h. im zentraler Prüfbereich) 

 

Die Anordnung von Minderungsmaßnahmen nach § 6 WindBG in Verbindung mit § 45 b BNatSchG in Bezug 

auf das Tötungsverbot sind erforderlich, denn für den zentralen Prüfbereich besteht ein signifikant erhöhtes 

Tötungsrisiko. 

 

Zu Vermeidungs-, Schutz- und Minderungsmaßnahmen 

Es ist die Umsetzung von Minderungsmaßnahmen nach § 6 Abs. 1 Satz 3 WindBG erforderlich. 

 

Zu NB IV. 11.1 Bauzeitenregelung 

In Teilbereichen des Zufahrtsweges sind Gehölzbeseitigungen erforderlich. Zum Schutz der Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten von Fledermäusen und Vögeln sowie zur Vermeidung von Tötungen sind die Schnittmaß-

nahmen/Gehölzbeseitigungen außerhalb der Besetzungszeit der betroffenen Quartiere bzw. außerhalb der 

Brutzeit vorzunehmen. Eine Höhlenbaumkartierung im Eingriffsbereich fand nicht statt, daher kann eine Be-

troffenheit potenzieller Quartiere, die als Sommerquartier geeignet sind, nicht ausgeschlossen werden.  

Dementsprechend verbleibt für die erforderlichen Schnittmaßnahmen und Gehölzbeseitigungen folgender 

Zeitraum: 01.11 bis 28./29.2 eines Jahres. 

Im Wirkbereich des Vorhabens befinden sich Reviere von Feldlerchen, Grauammer und Heidelerche. Bei einer 

Bautätigkeit während der Brutzeit kann das Vorhaben Beeinträchtigungen bzw. Störungen in den Bruthabitaten 

hervorrufen. Diese Beeinträchtigungen können vermieden werden, indem die Bautätigkeit außerhalb der art-

spezifischen Brutzeit erfolgt. Im vorliegenden Fall ist dies der Zeitraum vom 01.03. bis 31.08. eines Jahres. 

Unter bestimmten Voraussetzungen, die in den Regelungen zur Bauzeit festgesetzt werden, sind Baumaß-

nahmen in der Brutzeit möglich. 
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Zu NB IV. 11.2 Reptilien  

Es wurden an verschiedenen Stellen im Vorhabengebiet Zauneidechsen erfasst. Baubedingt können Verluste 

von Reptilien auftreten, sofern Bauarbeiten während der Aktivitätszeit durchgeführt werden. Diese Beeinträch-

tigungen können vermieden werden, indem die Bautätigkeit außerhalb der Aktivitätszeit erfolgt. 

Unter der Voraussetzung der Errichtung eines Reptilienschutzzaunes, die in den Regelungen zur Bauzeit fest-

gesetzt werden, sind Baumaßnahmen in der Aktivitätszeit möglich.  

Werden die Reptilienschutzzäune vor Baubeginn entlang der Baustellenbereiche errichtet, kann ein Einwan-

dern der Zauneidechsen in die Baubereiche vermieden werden. 

 

Zu NB IV. 11.3 Senkung der Attraktivität von Habitaten im Mastfußbereich 

Im zentralen Prüfbereich wurde die schlaggefährdete Art Rotmilan festgestellt.  

Die ungenutzten Bereiche um die Mastfüße von WKA haben in der intensiv genutzten Agrarlandschaft trotz 

ihrer Kleinflächigkeit aufgrund der hohen Kleinsäugerdichte (Nahrungsmenge) und der oft niedrigen Vegeta-

tion (Erreichbarkeit) für viele Vogelarten eine Bedeutung als Nahrungsfläche und werden gezielt angeflogen. 

Bei der Nahrungssuche ist die Aufmerksamkeit auf den Boden gerichtet, dadurch werden Hindernisse in der 

Luft - wie sich bewegende Rotoren - schlechter wahrgenommen als z.B. bei zielgerichteten Durchflügen, bei 

der die Wahrnehmung nach vorn gerichtet ist. 

Durch die unattraktive Gestaltung des Mastfußes kann das Tötungsrisiko gemindert werden. 

 

Zu NB IV. 11.4 - 11.8 Abschaltung bei landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsereignissen 

Im zentralen Prüfbereich wurde die schlaggefährdete Art Rotmilan festgestellt. 

Gemäß BNatSchG, Anlage 1 (zu § 45 b Abs. 1 bis 5 BNatSchG), Abschnitt 2 kann das Tötungsrisiko durch 

die Abschaltung der WKA direkt nach landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsereignissen unter die Signifikanz-

schwelle gesenkt werden. Da im vorliegenden Fall weniger als zwei besonders gefährdete Vogelart(en) und 

weniger als drei Brutpaare betroffen sind, reicht ein Abschaltzeitraum bis 24 Stunden nach Beendigung des 

Bewirtschaftungsereignisses aus. 

 

Zu NB IV. 11.9 und 11.10 Fledermäuse 

Bestandserfassungen von Fledermäusen entsprechend der im AGW-Erlass, Anlage 3, Punkt 2.4 genannten 

Anforderungen liegen nicht vor. In Brandenburg ist flächendeckend ein Vorkommen schlaggefährdeter Fleder-

mausarten anzunehmen. Es sind daher pauschale Abschaltzeiten festzusetzen. Nach den vorliegenden Un-

terlagen liegt die WKA innerhalb von Funktionsräumen besonderer Bedeutung, in denen mit einer erhöhten 

Frequentierung des Gefahrenbereichs während der gesamten Aktivitätsperiode zu rechnen ist. Der erforderli-

che Mindestabstand von 250 m zu Gehölzstrukturen und Waldrändern wird unterschritten (s. AGW-Erlass, 

Anlage 3, Kapitel 2.3.1). Die pauschale Abschaltung umfasst daher den Zeitraum vom 01.04. bis 31.10. eines 

Jahres. Die Schutzmaßnahme ist geeignet, erhebliche Beeinträchtigungen der Artengruppe Fledermäuse so-

wie das Eintreten des Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu vermeiden. 

 

Artenschutzrechtliche Prüfung nach § 6 WindBG 

Verhältnismäßigkeit der vorgesehenen Minderungsmaßnahmen  

Als weitere Voraussetzung ist in § 6 WindBG genannt, dass die Maßnahmen verhältnismäßig sein müssen. 

Allerdings enthält das Gesetz keine Hinweise dazu wie die Verhältnismäßigkeit ermittelt werden soll. Aus der 
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Begründung geht hervor, dass hinsichtlich der Arten nach Anhang 1 § 45 b BNatSchG die Zumutbarkeits-

schwellen nach § 45 b Abs. 6 heranzuziehen sind. Im vorliegenden Fall sind ist die Art Rotmilan nach § 45 b 

Anhang 1 betroffen und somit Maßnahmen zur Senkung des Tötungsrisikos erforderlich. Weiter heißt es in 

der Begründung: „Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit ist zu berücksichtigen, dass die Anforderungen der 

anderen Zugriffsverbote ebenfalls zu gewährleisten und errichtungsbedingte artenschutzrechtliche Beeinträch-

tigungen effektiv zu mindern sind. Für diese kann ein Aufschlag erfolgen, der in der Regel in der Größenord-

nung von 600 Euro/MW/Jahr liegen sollte.“   

 

Neben den Abschaltzeiten für Fledermäuse wurde die Abschaltung bei landwirtschaftlichen Bewirtschaftungs-

ereignissen nach § 45 b BNatSchG beantragt, das Referat N1 geht davon aus, dass im vorliegenden Fall die 

Zumutbarkeitsschwelle hinsichtlich des Ertragsausfalls (6 bzw. 8 %) nicht überschritten wird. 

Ob die finanzielle Zumutbarkeitsschwelle überschritten wird, kann seitens N1 nicht beurteilt werden, da die 

Kosten der II. aufgeführten Maßnahmen nicht bekannt sind. Die finanzielle Zumutbarkeitsschwelle liegt nach 

dem analog heranzuziehenden § 45 b BNatSchG bei Investitionskosten von 17.000 Euro je Megawatt und 

erhöht sich laut Begründung zu § 6 WindBG um 600 Euro/MW /Jahr. Im konkreten Fall bei einer WKA mit 5,56 

MW bedeutet dies: 

 

5,56 MW x 17.000 €= 94.520 € +  

5,56 MW x 600 € x 20 Jahre = 66.720 €, 

94.520 € + 66.720 € = 161.240 € 

 

Das Referat N1 geht davon aus, dass die unter II. aufgeführten Maßnahmen diesen Betrag nicht erreichen 

und daher verhältnismäßig im Sinne des § 6 WindBG sind. 

 

Es ist der Antragstellerin jedoch freigestellt anhand einer Berechnung der Kosten aller Maßnahmen darzustel-

len, dass die Maßnahmen nicht verhältnismäßig sind. In diesem Fall ist von N1 eine Priorisierung von Maß-

nahmen vorzunehmen sowie darüber hinaus die Höhe der dann erforderlichen Zahlung zu ermitteln. 

 

Prüfung einer Zahlung 

Der Entwurf des Vollzugsleitfadens führt außerdem aus: „Sind Daten für alle Arten verfügbar, um über die 

Frage der Verbotsverletzung zu entscheiden und können alle Minderungsmaßnahmen als verhältnismäßig 

eingestuft werden, so ist darüber hinaus keine Artenschutzabgabe erforderlich.“ 

 

Dies ist im vorliegenden Fall gegeben, so dass bei Anordnung der o.g. Maßnahmen keine Zahlung festzuset-

zen ist. 

 

Das Vorhaben ist naturschutzrechtlich zulässig. 

 
2.3.9 Straßenrecht 

 

Grundsätzlich gelten für alle baulichen Anlagen an Landesstraßen die anbaurechtlichen Regelungen des Bran-

denburgischen Straßengesetzes (BbgStrG). Gemäß § 24 Abs. 1 dürfen bauliche Anlagen jeder Art an freier 

Strecke, die über Zufahrten an Landes- oder Kreisstraßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden 
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sollen, nicht errichtet werden. Entsprechend § 24 Abs. 9 BbgStrG kann in begründeten Ausnahmefällen eine 

Ausnahmegenehmigung zur Errichtung der Anlage erteilt werden. Nach Prüfung wurde die Anbindung für die 

Direktzufahrt an die Landesstraße 411, Abs. 010, km 0,185 in Stationierungsrichtung rechts für geeignet be-

funden. Eine Ausnahmegenehmigung gemäß § 24 Abs. 1 Ziffer 2 i. V. m. Abs. 9 BbgStrG konnte unter Be-

rücksichtigung der NB unter IV.10 erteilt werden. 

 
2.3.10  Sonstiges 

 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Beschleunigung von Investitionen erfolgte auch eine Änderung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes. Die Einführung des neuen § 63 BImSchG sieht vor, dass Widerspruch und An-

fechtungsklage eines Dritten gegen die Zulassung einer WKA an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 

Metern keine aufschiebende Wirkung haben. Daher unterbleibt bei WKA-Vorhaben eine Anordnung der sofor-

tigen Vollziehung des Verwaltungsaktes. 

 

Zur Erfüllung der Anforderungen, die sich aus dem Gewässerschutz, Denkmalschutz und dem Straßenrecht 

ergeben, waren die NB IV.6., 8 und 10 erforderlich. 

 

Sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften sind ebenfalls nicht verletzt. 

 

Die Bestimmung, wonach die Genehmigung unter den in NB IV. 1.3 genannten Voraussetzungen erlischt, ist 

erforderlich, denn Sinn und Zweck dieser Befristung ist es, dass die Bevorratung von Genehmigungen bei 

gleichzeitigem Fortschreiten des Standes der Technik unterbunden wird. Die Frist von drei Jahren für die In-

betriebnahme bei der Größe des Vorhabens ist angemessen. 

 

Damit sind die Genehmigungsvoraussetzungen in ihrer Gesamtheit erfüllt. Die Genehmigung war daher zu 

erteilen. 

 

 

3. Kostenentscheidung 

 

Die Amtshandlung ist gemäß §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Nr. 1, 13 Abs. 1 des Gebührengesetzes für das Land 

Brandenburg (GebGBbg) gebührenpflichtig. 

 

Die Kosten des Verfahrens (Gebühren und Auslagen) waren der Antragstellerin gemäß §§ 10 Abs. 1, 12 

GebGBbg aufzuerlegen. 

 

Nach § 13 Abs. 1 GebGBbg ist für jede öffentliche Leistung eine Gebühr zu erheben. Sie wird von derjenigen 

Behörde erhoben, die die öffentliche Leistung unmittelbar gegenüber dem Gebührenschuldner vornimmt. 

 

Nach § 13 Abs. 2 GebGBbg gilt § 13 Abs. 1 GebGBbg für die Erstattung von Auslagen entsprechend. 
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Prüfung erforderlich sein können, ob das Vorhaben genehmigungsbedürftig ist. Das LfU, T 2 prüft, ob 

die beabsichtigte Änderung wesentlich ist und einer Genehmigung nach dem BImSchG bedarf. 
 

8. Für jede wesentliche Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebes der Anlage ist eine 

Genehmigung nach § 16 Abs. 1 BImSchG erforderlich, wenn durch die Änderung nachteilige Auswir-

kungen hervorgerufen werden können und diese für die Prüfung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG erheb-

lich sein können. Eine wesentliche Änderung einer Anlage ohne Genehmigung kann gemäß § 20 Abs. 

2 BImSchG zur Stilllegung der Anlage und ggf. zur Beseitigung der Änderung führen. 
 

9. Wird die Anlage während eines Zeitraumes von mehr als 3 Jahren nicht betrieben, so erlischt nach § 

18 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG die Genehmigung. Das LfU kann gemäß § 18 Abs. 3 BImSchG die genannte 

Frist auf Antrag aus wichtigem Grund verlängern, wenn hierdurch der Zweck des Gesetzes nicht ge-

fährdet wird. Das Gleiche gilt für die Frist gemäß NB IV. 1.3. 
 

10. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 62 BImSchG sowie auf die Straftatbestände der §§ 

325 und 327 Strafgesetzbuch (StGB) wird hingewiesen. Sollte der Anlagenbetrieb ohne Erfüllung der 

für den Betrieb festgesetzten Bedingungen aufgenommen werden, so käme dies einem ungenehmigten 

Betrieb gleich und würde eine Straftat gemäß § 327 Abs. 2 StGB darstellen. 
 

11. Die Genehmigung hat keine einschränkende Wirkung auf die Möglichkeit, gemäß § 17 BImSchG nach-

trägliche Anordnungen zu erlassen und gemäß §§ 26, 28 BImSchG Messungen anzuordnen. 
 

12. Die Verantwortung für den ordnungsgemäßen Betrieb der WKA liegt allein bei der Betreiberin / dem 

Betreiber im Sinne des BImSchG. Der Abschluss eines Service- oder Überwachungsvertrages mit dem 

Hersteller der WKA oder einem anderen Dritten entbindet die Betreiberin / den Betreiber nicht von dieser 

Verantwortung. 
 

Immissionsschutz 

13. Die Inbetriebnahme der WKA ist mit dem Zeitpunkt der Fertigstellung dem LfU, T23 anzuzeigen. Die 

Inbetriebnahme der WKA ist vollzogen, wenn durch Nutzung der WKA die Einspeisung von Elektroener-

gie erfolgt. 
 

14. Die Verantwortung für den ordnungsgemäßen Betrieb der WKA liegt allein beim Betreiber im Sinne des 

BImSchG. Der Abschluss eines Service- oder Überwachungsvertrages mit dem Hersteller der WKA 

oder einem anderen Dritten entbindet den Betreiber nicht von dieser Verantwortung. 
 

15. Jede Änderung der WKA, die Auswirkungen auf die Schutzgüter haben kann, bedarf einer Anzeige nach 

§ 15 BImSchG bzw. einer Genehmigung nach § 16 BImSchG. Dazu gehören auch der Austausch oder 

die Modifikation schallrelevanter Hauptkomponenten der WKA (Generator, Getriebe, Rotorblätter) durch 

Komponenten anderen Typs oder anderer Hersteller. 
 

16. Für den Tag- und Nachtbetrieb der WKA wird in der Schallimmissionsprognose das folgende Oktav-

spektrum zugrunde gelegt: 
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WKA 08, Betriebsmode 0s 

f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000 

106,6 dB(A)* 87,4 93,8 96,8 99,4 101,0 101,5 94,3 79,2 

* ohne Aufschlag 

 

Baurecht 

 

17. Der Nachweis der Einmessung wird durch ein Einmessungsprotokoll mit einer dazugehörigen nachvoll-

ziehbaren Einmessungsskizze geführt. Für das Einmessungsprotokoll ist die Anlage 8.2 der durch die 

oberste Bauaufsichtsbehörde veröffentlichten Vordrucke zu verwenden. 
 

Brandschutz 
 

18. Die Brandschutzanforderungen in der WKA sind: 

 

- Abfälle, Schmutz, leere Behälter, insbesondere auch ölhaltige, brennbare Lappen usw. müssen 

nach Abschluss der Arbeiten entfernt werden. 

- Bei Verwendung von wärme- und hitzeerzeugenden Werkzeugen, wie Lötkolben, Heißluftgeblä-

sen oder Schleifwerkzeugen, müssen an der Arbeitsstelle alle brandgefährdenden Stoffe entfernt 

werden und um die Arbeitsstelle herum eine entsprechende Schutzabschirmung und Entlüftung 

vorgesehen werden. Ein Feuerlöscher hat bei solchen Arbeiten in Griffnähe bereit zu stehen. 

- Bei Feuer in der Anlage oder in ihrer Peripherie muss die WKA umgehend evakuiert werden. Dies 

geschieht mittels Abseilen oder Abstieges (Selbstrettung). Die Verbindung zum Netz muss 

schnellstmöglich am Leistungsschalter im Schaltschrank oder an der Umspannstation getrennt 

werden. Falls dies nicht möglich ist, muss mit dem Betriebsleiter des zuständigen EVU Verbin-

dung aufgenommen werden, damit von dort aus die erforderlichen Maßnahmen getroffen werden 

können. 

- Zur Brandbekämpfung sind in der Gondel und im Turmfuß Feuerlöscher vorzusehen. Für Brände 

an elektrischen Baugruppen sind vorzugsweise CO2-Löscher zu verwenden, in sonstigen Fällen 

ABC-Löscher. 

- Falls das Feuer nicht umgehend gelöscht werden kann, muss in einem ausreichenden Bereich (ca. 

500 m) unter Beachtung der Windrichtung um die WKA abgesperrt und die zuständige Dienststelle 

der Polizei und die örtlich zuständige Feuerwehr benachrichtigt werden. 
 

19. Zur Sicherung der Löschwasserversorgung muss antragsgemäß auf den Grundstück Gemarkung Ra-

dinkendorf, Flur 2, Flurstück 109, die Löschwasserentnahmestelle (Löschwasserbrunnen) bereitgestellt 

werden. 
 

20. Die Errichtung von Löschwasserbrunnen ist der unteren Wasserbehörde im Voraus (einen Monat vor 

Beginn der Errichtung) schriftlich anzuzeigen. 
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Arbeitsschutz 

 

21. Bei der Durchführung Ihres Bauvorhabens ist die Baustellenverordnung vom 10.06.1998 (BGBL. I 

S.1283) zu beachten. Darin wird u. a. gefordert, dass 

- die Baustelle ab einem Umfang von mehr als 30 Arbeitstagen und mehr als 20 gleichzeitig täti-

gen Arbeitnehmern oder mehr als 500 Personentagen dem Landesamt für Arbeitsschutz, Ver-

braucherschutz und Gesundheit zwei Wochen vor ihrer Einrichtung anzukündigen ist; 

- ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan zu erstellen ist, falls die Baustelle anzukündigen ist 

oder gefährliche Arbeiten durchgeführt werden; 

- ein Koordinator unabhängig vom Umfang zu bestellen ist, falls auf der Baustelle mehrere Auf-

tragnehmer tätig werden. 

 

Um der im ersten Anstrich genannten Anzeigepflicht nachzukommen, genügt es, das im Internet 

(http://lavg.brandenburg.de/arbeitsschutz) über "Service" —> "Formulare" —> "Bauvorankündigung" er-

reichbare Formular zu öffnen, es am Computer vollständig auszufüllen, und anschließend - unter Ver-

wendung der Schaltfläche "weiter" am Ende des Formulars und der gleichnamigen Schaltfläche auf der 

nächsten Seite - auf elektronischem Wege an das Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und 

Gesundheit zu übermitteln. 

 

Weitere Informationen bezüglich der Baustellenverordnung können dem Merkblatt "Verordnung über 

Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen - Informationen für Bauherren, Arbeitgeber, Planer 

und Koordinatoren" entnommen werden, welches auch auf der o. g. Internetseite zu finden ist. 

 

Gewässerschutz 

 

22. Maßnahmen der Grundwasserabsenkung sind gemäß § 49 Abs. 1 WHG einen Monat vorher bei der 

unteren Wasserbehörde anzuzeigen. 
 

23. Wird unbeabsichtigt Grundwasser erschlossen, ist dies unverzüglich der zuständigen Behörde anzuzei-

gen (§ 49 Abs. 2 WHG).  
 

24. Für Wege- bzw. Betriebsflächen, die in wasserdurchlässiger Bauweise hergestellt werden, sind die Re-

gelungen der Ersatzbaustoffverordnung bzw. der Bundes-Bodenschutz und Altlasten-verordnung 

(BBodSchV) zu beachten.  
 

25. Die weiteren Forderungen der AwSV zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind einzuhalten. 

 

Abfallrecht und Bodenschutz 

 

26. Der Abfallerzeuger ist für eine ordnungsgemäße Abfalldeklaration nach Abfallverzeichnisverordnung 

sowie für die ordnungsgemäße Verwertung/ Beseitigung gemäß §§ 7 ff. bzw. §§ 15 ff. Kreislaufwirt-

schaftsgesetzes (KrWG) aller während der Errichtung und des Anlagenbetriebes anfallenden Abfälle 

verantwortlich.  

Die Vorschriften der Nachweisverordnung (NachwV) sind einzuhalten.   
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Für die Deklaration des zu entsorgenden Materials sind aus Haufwerken mit max. 500 m³ Mischproben 

gemäß LAGA PN 98 zu entnehmen und chemisch zu untersuchen. Die Untersuchungsergebnisse sind 

der uAWB/uB zur Kenntnis zu geben.  

Die Abfallentsorgungsbelege sind auf Verlangen der zuständigen Behörde gemäß § 47 Abs. 3 KrWG 

vorzulegen.  

 

27. Werden gefährliche Abfälle einem Einsammler übergeben, so sind die Übernahmescheine getrennt 

nach Abfallart in zeitlicher Reihenfolge geordnet in einem Register gemäß § 49 KrWG i.V.m. § 24 Abs. 

3 NachwV abzulegen. 
 

28. Bei der Ausgleichsmaßnahme A2 (Abriss Abriss und Entsiegelung Hufenfeld) und der Ausgleichsmaß-

nahme A5 (Abriss Rinderstall Neuendorf) fallen Abfälle an, die einer ordnungsgemäßen Entsorgung 

zuzuführen sind. Dazu ist der Abbruch 4 Wochen vor Beginn der Maßnahme schriftlich beim Bauord-

nungsamt anzuzeigen. 
 

29. Für den Einbau von Recycling-Materialien finden die Regelungen der Ersatzbaustoffverordnung (Er-

satzbaustoffV) Anwendung. Beim Einbau von nicht aufbereitetem Bodenmaterial und Baggergut findet 

die Untersuchungspflicht nach § 14 ErsatzbaustoffV Anwendung. Die Verwendung mineralischer Er-

satzbaustoffe (MEB) in technischen Bauwerken des Straßen- und Erdbaus ist nur noch zulässig, wenn 

diese Ersatzbaustoffe einer der in der ErsatzbaustoffV definierten Materialklasse (ErsatzbaustoffV An-

lage 2 Tab. 1 – 27) zugeordnet werden und die sonstigen Anforderungen zur Verwendung (nach §19 

ErsatzbaustoffV) eingehalten werden.  
 

30. Nach dem Rückbau der Windkraftanlagen sind in den entsiegelten Bereichen wieder Böden unter Be-

achtung der §§ 6-8 BBodSchV einzubauen, die den dort anstehenden Böden, bezogen auf Bodenart 

und Bodenzahl, entsprechen. Für die Schadstoffgehalte in der entstandenen durchwurzelbaren Boden-

schicht gelten 70% der Vorsorgewerte nach Anlage 1 Tabellen 1 und 2 der BBodSchV.  
 

31. Für die betroffenen Flurstücke und die Grundstücke der Ausgleichsmaßnahmen A2 und A6 (Gemarkung 

Beeskow, Flur 3, Flurstücke 225 und 226/2; Gemarkung Niewisch, Flur 2, Flurstück 16) liegen gegen-

wärtig in der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde keine Erkenntnisse vor die auf einen 

Altlastenverdacht im Sinne des § 2 Abs. 6 BBodSchG bzw. eine sanierte Altlast gemäß § 2 Abs. 7 

BBodSchG schließen lassen. Auf dem Flurstück 16, Flur 2, Gemarkung Niewisch befand sich bis in die 

1950er Jahre der Wohnplatz Elisenruh, das genaue Abbruchdatum ist ich bekannt. Ebenso nicht be-

kannt, ob der Abbruch vollständig erfolgt ist. Das Grundstück der Ausgleichsmaßnahme A5 (Gemarkung 

Beeskow, Flur 2, Flurstücke 50, 51, 404, 528) ist Teil des mit der Bezeichung „Stallanalge Neuendorf“ 

und der Registriernummer 214671132 erfassten Altstandorts (Altlastverdächtige Fläche), welche im Ar-

chiv des Altlastenkatasters registriert ist. Daher ist bei den Rückbauarbeiten auf organoleptische Auffäl-

ligkeiten (z. B. Verfärbungen des Bodens, Geruchsemissionen, …) zu achten, da diese darauf hinweisen 

können, dass in der Vergangenheit mit umweltgefährdenden Stoffen derart umgegangen wurde, dass 

eine Bodenkontamination nicht ausgeschlossen werden kann. In diesem Falle ist die untere Abfallwirt-

schafts- und Bodenschutzbehörde unverzüglich darüber zu informieren.  
 



Seite 39 von 47 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost  

Genehmigungsbescheid Nr. 30.090.00/23/1.6.2V/T13 

 

     

Landesamt für Umwelt 

Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

32. Die Pflicht zur Anzeige von Altlasten und Altlastverdachtsflächen gegenüber der zuständigen Behörde 

ergibt sich für Eigentümer sowie Verfügungs- und Nutzungsberechtigte von Grundstücken aus § 31 Abs. 

2 des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes (BbgAbfBodG).  

 

Denkmalschutz 
 

33. Die entdeckten Bodendenkmale und die Entdeckungsstätten sind bis zum Ablauf einer Woche nach der 

Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung 

zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). 
 

34. Funde sind unter den Voraussetzungen des § 11 Abs. 4 und 12 BbgDSchG abgabepflichtig. Die Bau-

ausführenden sind über diese gesetzlichen Festlegungen aktenkundig zu belehren. 
 

Luftfahrt 

 

35. Jede Änderung an den WKA ist der LuBB zur Prüfung und Beurteilung hinsichtlich der Relevanz zu 

ausschließlich luftverkehrssicherheitlichen Erwägungen vorzulegen. 
 

36. Aufgrund der Anlagenhöhe von mehr als 150 m über Grund müssen aus Sicherheitsgründen besondere 

Vorkehrungen getroffen werden. Die Einhaltung der Anzeigefrist von 6 Wochen ist zur Gewährleistung 

der Sicherheit des Luftverkehrs und damit zur Vermeidung von Gefahrensituationen unbedingt erforder-

lich. 
 

37. Es ist darauf zu achten, dass während der Betriebszeit (bis zum Rückbau) der WKA nur Feuer mit 

gültiger Eignung nach AVV LFH verwendet werden. Ggf. sind diese zu ersetzen. 
 

38. Zum Einsatz kommende Kräne zur Errichtung des Bauwerkes sind in dieser Zustimmung nicht berück-

sichtigt. 
 

39. Kräne ab einer Höhe von 100 m über Grund bedürfen gem. § 15 Abs. 2 LuftVG einer gesonderten 

Genehmigung der Luftfahrtbehörde. Diese kann i. V. m. den §§ 31, 12 und 14 LuftVG unter Auflagen 

aufgrund einer gutachtlichen Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation, in diesem Falle der DFS 

Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS GmbH) erteilt werden. Grundsätzlich sind Kräne ab einer Höhe 

von 100 m über Grund als Luftfahrthindernisse zu betrachten und mit einer Tageskennzeichnung und 

an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen. 

Der Antrag auf Errichtung benötigter Kräne ist unter Verwendung beigefügten Vordrucks bei der Ge-

meinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg, Mittelstraße 5 / 5 a in 12529 Schönefeld (Fax-

Nr. 03342/4266-7612 oder per E-Mail PoststelleLUBB@LBV.Brandenburg.de bzw. Luftfahrthinder-

nis@LBV.brandenburg.de) rechtzeitig (mindestens 14 Arbeitstage -gerechnet Mo.-Fr.- vorher) mit An-

gabe der Arbeitshöhe des Kranes und der gewünschten Einsatzdauer sowie eines Bauablaufplanes 

durch das den Kran betreibende Unternehmen oder den Genehmigungsinhaber einzureichen. Bei An-

tragstellung durch den Genehmigungsinhaber sind der LuBB konkret zu benennen, wer Antragsteller, 

wer die Kosten für das luftverkehrsrechtliche Verfahren auf Stellung des Kranes trägt und wer letztend-

lich Genehmigungsinhaber (Kranfirma) ist 
 

mailto:PoststelleLUBB@LBV.Brandenburg.de
mailto:Luftfahrthindernis@LBV.brandenburg.de
mailto:Luftfahrthindernis@LBV.brandenburg.de
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40. Für die Ausführungsbestimmungen ist die AVV LFH in der jeweils gültigen Fassung zu beachten (Über-

gangsfristen). 
 

41. Die Kosten für die Tages- und Nachtkennzeichnung des Luftfahrthindernisses hat der Vorhabenträger 

zu übernehmen. 
 

42. Alle geplanten Änderungen an der WKA, die auf die vorhandenen Tages- und / oder Nachtkennzeich-

nungen Einfluss haben können, sind der LuBB zur der Prüfung und Beurteilung hinsichtlich der Rele-

vanz zu ausschließlich luftverkehrssicherheitlichen Erwägungen vorzulegen. 

 

Naturschutz und Landschaftspflege 

 

Hinweis zur Bauzeitenregelung 

43. Als bauvorbereitende Maßnahme gelten auch eine (archäologische) Prospektion zum Auffinden von 

Bodendenkmalen und Maßnahmen zur Munitionsberäumung. 
 

Hinweis zur Möglichkeit eines nachträglichen Gondelmonitorings / standortangepasster Betriebsalgorithmus 

zum Schutz der Fledermäuse 

44. In den ersten beiden Betriebsjahren kann das standortspezifische Kollisionsrisiko durch akustische Dau-

eraufzeichnungen im Rotorbereich bewertet bzw. verifiziert werden (Gondelerfassung). Dabei sind die 

im AGW-Erlass, Anlage 3, Kapitel 2.3.2 genannten Anforderungen zu beachten.  

Ab Beginn des dritten Betriebsjahres kann eine Anpassung des Abschaltzeitraumes an die Ergebnisse 

der Gondelerfassungen erfolgen (standortangepasster Betriebsalgorithmus). Hierzu ist bei der Geneh-

migungsbehörde ein Antrag zu stellen und die Ergebnisse ergänzt durch eine fachgutachterliche Bewer-

tung vorzulegen. Es bedarf zudem detaillierter Angaben zur verwendeten Technik und der Geräteein-

stellungen. Um rechtzeitig über die Änderung des Bescheides bis zum 01.04. des dritten Betriebsjahres 

entscheiden zu könnten, sind die erforderlichen Unterlagen der Genehmigungsbehörde spätestens bis 

zum 31.12. des Vorjahres vorzulegen 
 

Hinweis zum Umgang mit der Entdeckung bisher unbekannter Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

45. Wenn nach Genehmigungserteilung, z.B. bei der Baufeldfreimachung im Wirkbereich des Vorhabens 

bisher unbekannte Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Punkt 3 BNatSchG ge-

funden werden, sind sie dem LfU, Referat N1 (per mail an: n1@lfu.brandenburg.de) sofort und unauf-

gefordert anzuzeigen. 

 

Straßenrecht 

 

46. Die für die Nutzung der Zufahrt erforderliche Sondernutzungserlaubnis unterliegt nicht der Konzentrati-

onswirkung und wird der Antragstellerin nach Vorlage der rechtskräftigen Genehmigung Ihrer Behörde 

in Aussicht gestellt. Dafür notwendige Detailunterlagen sind mit dem Landesbetrieb Straßenwesen ab-

zustimmen. 
 

47. Ist für die Ausführung des Vorhabens eine behördliche Genehmigung, Erlaubnis oder dergleichen nach 

anderen Vorschriften oder eine privatrechtliche Zustimmung Dritter erforderlich, so ist diese einzuholen. 
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48. Von allen Ansprüchen Dritter, die infolge der Benutzung oder der Herstellung, des Bestehens, der Un-

terhaltung, der Änderung oder der Beseitigung der Anlage gegen die Straßenbauverwaltung oder gegen 

einen für diese tätigen Bediensteten geltend gemacht werden, ist die Straßenbauverwaltung und der 

betroffene Bedienstete freizustellen, es sei denn, dass diesen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 

Last fällt. Die Rechte aus Absatz 1 stehen auch dem Verkehrssicherungspflichtigen und seinen Be-

diensteten zu. 
 

49. Es besteht kein Ersatzanspruch gegen den Träger der Straßenbaulast bei Sperrung, Änderung oder 

Einziehung der Straße und bei Widerruf dieser Genehmigung. 
 

50. Bei der Errichtung der Anlage ist darauf zu achten, dass eventuell vorhandene Leitungsbestände ande-

rer Versorgungsunternehmen nicht beschädigt werden. Auftretende Beschädigungen gehen in vollem 

Umfang zu Lasten der Antragstellerin. 
 

51. Die Bauarbeiten sind so durchzuführen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht beein-

trächtigt wird. Es sind alle erforderlichen Vorkehrungen zum Schutz der Straße und des Straßenver-

kehrs zu treffen. 
 

52. Die Baustelle ist abzusperren und zu kennzeichnen. Hierzu wird auf § 45 Abs. 6 StVO verwiesen. Zur 

Sicherung der Baustelle ist bei der zuständigen Straßenverkehrsbehörde mindestens 14 Tage vorab 

die verkehrsrechtliche Anordnung zu beantragen. 
 

53. Alle auftretenden Schäden oder Ersatzansprüche, die aus der Nichteinhaltung der NB resultieren, ge-

hen in vollem Umfang zu Lasten der Antragstellerin. 
 

54. Die technischen Ausbauparameter des Anbindungsbereiches des Feldweges/Wirtschaftsweges sind im 

Vorfeld mit der Straßenmeisterei Beeskow abzustimmen. 

 

55. Zusätzliche temporäre Baustellenzufahrten im Zuge der Errichtung der WKA sowie ggf. notwendige 

Streckenausbauten zur Belieferung des Windparks bedürfen eines gesonderten Genehmigungsverfah-

rens und sind gesondert unter Vorlage des Streckenprotokolls beim Landesbetrieb Straßenwesen 

mind. 6- 8 Wochen vor Nutzungsbeginn zu beantragen. Die Sondernutzungserlaubnis ist gebühren-

pflichtig. 
 

56. Die Straßenmeisterei Beeskow ist rechtzeitig über die stattfindenden Transporte zu unterrichten. 
 

57. Für die Abwicklung der Schwerlasttransporte ist das Erschließungskonzept mit der Straßenverkehrsbe-

hörde und dem LS vor Baubeginn abzustimmen. 
 

58. Im Zuge des Antransportes von Teilen für die WKA mittels Schwerlasttransporter kommt es immer wie-

der zu erheblichen Schäden an den Verkehrsanlagen des LS. Daher bitten wir dem Hinweis der zustän-

digen Straßenmeisterei Beeskow zu folgen und die Streckenführung für den Großraum- und Schwer-

lastverkehr rechtzeitig mit dem Leiter der Straßenmeisterei abzustimmen und die Kosten für die Scha-

densbeseitigung zu übernehmen. Gleiches gilt für den Rückbau nach Ablauf der Nutzungsdauer. 
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59. Im Zuge des weiträumigen Antransports der WKA-Teile über das B- und L-Straßennetz sind Allee- und 

andere Straßenbäume zu schützen und dürfen nicht gefällt oder artuntypisch beschnitten werden. Bei 

angedachten Baumfällungen ist nachzuweisen, dass keine andere Zufahrt möglich ist. 
 

Sonstiges 

60. Folgende Vordrucke sind diesem Bescheid beigefügt und zu verwenden: 

*Luftfahrt: - Datenblatt zum Luftfahrthindernis (Anlage 1) 

- Antrag auf Genehmigung zur Errichtung eines Kranes (Anlage 2) 

 
 

VII. Rechtsgrundlagen 

 

Diese Entscheidung beruht insbesondere auf der Grundlage der nachstehenden Gesetze, Rechtsverordnun-

gen und Vorschriften: 

 

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Er-

schütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 24. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 58) 

 

- Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-

migungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. 

I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 

355) 

 

-  Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Ge-

nehmigungsverfahren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBl. I S. 

1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225) 

 

- Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung 

zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998 (GMBl. S. 503), zuletzt geändert durch die 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5) 

 

- Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Tech-

nische Anleitung zur Reinhaltung der Luft – TA Luft) vom 18. August 2021 (GMBl. S. 1050) 

 

- Anforderungen an die Geräuschimmissionsprognose und die Nachweismessung von Windkraftanlagen 

(WKA) - (WKA-Geräuschimmissionserlass) - Erlass des Abteilungsleiters Umwelt, Klimaschutz, Nachhal-

tigkeit des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz vom 24. Februar 2023 

 

- Leitlinie des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft (MLUL) des Landes 

Brandenburg zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von Windenergieanlagen (WEA-

Schattenwurf-Leitlinie) vom 24. März 2003, zuletzt geändert durch Erlass vom 28. Februar 2015 ABl. S. 

249) 
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- Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz) vom 21. Juli 2014 (BGBl. 

I S. 1066), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 52) 

 

- Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergieanlagen an Land (Windenergieflächenbe-

darfsgesetz – WindBG) vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Geset-

zes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151) 

 

Baurecht 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) 

 

- Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. November 2018 

(GVBl. I Nr. 39), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. September 2023 (GVBl. I Nr. 18) 

 

- Verordnung über Vorlagen und Nachweise in bauaufsichtlichen Verfahren im Land Brandenburg (Bran-

denburgische Bauvorlagenverordnung – BbgBauVorlV) vom 7. November 2016 (GVBl. II Nr. 60), zuletzt 

geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 31. März 2021 (GVBl. II Nr. 33) 

 

- Verordnung über die Anerkennung von Prüfingenieuren und über die bautechnischen Prüfungen im Land 

Brandenburg (Brandenburgische Bautechnische Prüfungsverordnung – BbgBauPrüfV) vom 10. Septem-

ber 2008 (GVBl. II S. 374), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 29. Juli 2024 (GVBl. II 

Nr. 57) 

 

- Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (Brandenburgisches Denk-

malschutzgesetz - BbgDSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Mai 2004 (GVBl. I S. 215), 

zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 9) 

 

- Richtlinie für Windenergieanlagen – Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Grün-

dung; Fassung Oktober 2012; DIBt, Berlin 

 

Brandschutz 

 

- Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz des Landes Brandenburg 

(Brandenburgisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz - BbgBKG) vom 24. Mai 2004 (GVBl. I S. 

197), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 9) 

 

- Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr“ - Fassung Juli 1998, veröffentlicht im Amtsblatt für Branden-

burg Nr. 31 vom 8. August 2007 – hier Punkt 1 Befestigung und Tragfähigkeit. 

 

Arbeitsschutz 

- Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen (Baustellenverordnung - BaustellV) 

vom 10. Juni 1998 (BGBl. I S. 1283), zuletzt geändert Artikel 1 der Verordnung vom 19. Dezember 2022 

(BGBl. 2023 I Nr. 1) 

 

- Verordnung über Arbeitsstätten (Arbeitsstättenverordnung – ArbStättV) vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 

2179), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 109) 
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- Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit 

und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz – ArbSchG) vom 7. 

August 1996 (BGBl. I S. 1246), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 

2024 I Nr. 236) 

 

- Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln (Betriebssi-

cherheitsverordnung – BetrSichV) vom 3. Februar 2015 (BGBl. I S. 49), zuletzt geändert durch Artikel 7 

des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3146) 

 

- Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahrstoffverordnung – GefStoffV) vom 26. November 2010 

(BGBl. I S. 1643), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 2. Dezember 2024 (BGBI. 2024 I 

Nr. 384) 

 

- Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter (Gefahrgutbeförderungsgesetz - GGBefG) vom 6. August 

1975 (BGBl. I S. 2121), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 148 des Gesetzes vom 7. August 2013 

(BGBl. I S. 3154) 

 

Gewässerschutz 

- Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 

S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) 

 

- Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 2012 

(GVBl. I Nr. 20), zuletzt geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 9) 

 

- Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 18. April 2017 

(BGBl. I S. 905), zuletzt geändert durch Artikel 256 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) 

 

Abfallwirtschaft und Bodenschutz 

- Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von 

Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geändert 

durch Artikel 5 des Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) 

 

- Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (Nachweisverordnung - NachwV) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2298), zuletzt geändert durch 

Artikel 5 der Verordnung vom 28. April 2022 (BGBl. I S. 700) 

 

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-Bo-

denschutzgesetz - BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 

Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) 

 

- Brandenburgisches Abfall- und Bodenschutzgesetz (BbgAbfBodG) vom 6. Juni 1997 (GVBl. I S. 40), zu-

letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juni 2024 (GVBl. I Nr. 24) 

 

- Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von minerali-

schen Abfällen - Technische Regeln - Allgemeiner Teil“ vom 06. November 2003 
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Naturschutz und Landschaftspflege 

- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. Juli 

2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 

2024 I Nr. 323) 

 

- Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Brandenburgisches Natur-

schutzausführungsgesetz – BbgNatSchAG) vom 21. Januar 2013 (GVBl. I Nr. 3, Nr. 21), zuletzt geändert 

durch Artikel 19 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 9) 

 

- Erlass des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg zur 

„Beachtung naturschutzfachlicher Belange bei der Ausweisung von Windeignungsgebieten und bei der 

Genehmigung von Windenergieanlagen“ vom 1. Januar 2011, zuletzt geändert am 15. Oktober 2012 

 

- Erlass des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung zur landesplanerischen und natur-

schutzrechtlichen Beurteilung von Windkraftanlagen im Land Brandenburg (Windkrafterlass des MUNR 

vom 24.5.1996, Amtsblatt für Brandenburg Nr. 28 vom 27.6.1996, S.654-665) in der Fassung der Ände-

rung vom 8.5.2002 (Amtsblatt für Brandenburg Nr. 22 vom 29.5.2002, S.559 und Nr.26 vom 26.6.02, 

S.617) 

 

Luftverkehrsrecht 

- Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 24. April 2020 (BAnz 

AT 30.04.2020 B4) 

 

- Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2007 (BGBl. I S. 698), 

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 327) 

 

Straßenverkehrsrecht 

- Brandenburgisches Straßengesetz (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 

(GVBl. I S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Mai 2024 (GVBl. I Nr. 20) 

 

- Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) in der Fassung vom 6. März 2013 (BGBl. I S. 367), zuletzt geändert 

durch Artikel 2 der Verordnung vom 15. September 2015 (BGBl. I S. 1573) 

 

Gebühren 

- Gebührengesetz für das Land Brandenburg (GebGBbg) vom 7. Juli 2009 (GVBl. I S. 246), zuletzt geän-

dert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 9). 

 

- Verordnung zur Erhebung von Verwaltungsgebühren für den Bereich Umwelt (Gebührenordnung Umwelt 

- GebOUmwelt) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. November 2011 (GVBl. II Nr. 77), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. März 2025 (GVBl. II Nr. 21) 
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- Verordnung über die Gebühren in bauordnungsrechtlichen Angelegenheiten im Land Brandenburg (Bran-

denburgische Baugebührenordnung - BbgBauGebO) vom 20. August 2009 (GVBl. II S. 562), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. Mai 2021 (GVBl. II Nr. 50) 

 

- Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung (LuftKostV) vom 14. Februar 1984 (BGBl. I S. 346), zuletzt 

geändert durch Artikel 29 der Verordnung vom 11. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 411) 

 

- Kostenordnung zum Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Brandenburg (Brandenburgische 

Kostenordnung - BbgKostO) vom 2. September 2013 (GVBl. II Nr. 64), zuletzt geändert durch Artikel 63 

des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 9) 

 

Sonstige 

- Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. 

I S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 236)) 

 

- Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I 

S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 24. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 328) 

 

- Verordnung zur Regelung der Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Immissionsschutzes (Immissions-

schutzzuständigkeitsverordnung - ImSchZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2008 

(GVBl. II S. 122), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 25. Juli 2022 (GVBl. I Nr. 49) 

 

- Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 

42, 2909; 2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 

2024 I Nr. 323) 

 

- Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land vom 20. Juli 

2022 (BGBl. I S. 1353) 

 

- Verordnung zur Bestimmung der zuständigen Behörden auf den Gebieten der Luftfahrt und der Luftsi-

cherheit im Land Brandenburg (Luftfahrt- und Luftsicherheitszuständigkeitsverordnung - LuFaLuSiZV) 

vom 2. Juli 1994 (GVBl. II S. 610), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 19. Juli 2013 

(GVBl. II Nr. 60) 

 

 
VIII. Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Um-

welt mit Sitz in Potsdam erhoben werden.  
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Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage 

an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende Wirkung. Der Widerspruch ist 

binnen eines Monats nach seiner Erhebung zu begründen.  

 

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung 

des Widerspruchs gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 

Metern nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb eines Monats nach 

der Zustellung der Zulassung beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt und 

begründet werden kann. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 
Lysann Weser 
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